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Kreis-
Amtliches

für den

Unterlahn-Kreis.
Amtliches Dlatt für- ie Dekanntmachungen des Landratsamtesu.des Areisaus schusses.

Tägliche Heilagr zur Dieser und Emser Zeitung.
Preise der Anzeigen:

Die einsp. Petitzeile oder deren Raum 15 Pfg.,
Reklamezeile 50 Pfg.

AnSgadrstellen:
In Diez : Rosenstraße 36.
In Ems : Römerstraße 95.

Druck und Verlag von H. Chr. Sommer,
Euis und Diez.

Verantw. für die RedaktionP . Lange, EmS.

Rr . 161 Diez , Mittwoch den 14. Juli 1M5 55, Jahrgang

Mrrrtttcher Teil.

Ausführungsanweisung
i,ur Verordnung über den Berkehr mit Brotgetreide und
Mehl aus dem Erntejahr 1915 vom 28. Juni 1915 (Reichs-

gesetzbl. S . 363 ).

Gemäß 8 59 der Verordnung , über den Verkehr mit
Brotgetreide und Mehl aus dem Erntejahr 1915 vom 28.
Juni 1915 (Reichsgesetzbl . S . 363) wird zu deren Aus¬
führung hiermit folgendes bestimmt:

I . Beschlagnahme.
Zu . § 1. Kommunalverbände im Sinne der Verordnung

sind die Stadt - und Landkreise . Für diese erfolgt die Be¬
schlagnahme . Ter Minister des Innern kann mehrere Kom¬
munalverbände , welche sich zu einem gemeinsamen Ver-
sorgungsgebiete zusammcnschließen und eine gemeinsame
Mehl - bezw . Kornverteilungsstelle einrichten , allgemein oder
hinsichtlich einzelner Befugnisse als einen Kommunalver¬
band anerkennen . Tie Rechtsverhältnisse , welche sich aus der j entscheiden.
Beschlagnahme für den einzelnen Kreis gegenüber dem ; - . - -
Eigentümer der beschlagnahmten Vorräte ergeben , werden ■
durch solche Anerkennung größerer Kommunalverbände j
nicht berührt.

Zu ßtz 3 und 4. Zuständige Behörde im Sinne der
8Z 3 und 4 ist der Landrat , in Stadtkbeisen der Gemeinde-
Vorstand.

Zu 8 6 Ms . 1. zu a . Als Angehörige einer Wirtschaft
gelten bei landwirtschaftlichen Betrieben , die im Eigentum
einer gemeinnützigen Anstalt (Irrenanstalten , Kranken¬
häuser , Waisenhäuser u . dgl .) stehen und mit deren Betriebe
verbunden sind , auch das Personal und die Pfleglinge dieser
Anstalt . Auf die Ausführungsvorschriften zu 8 49 d wird
verwiesen.

zu b und c. Saatgut im Sinne dieser Verordnung ist
das zu Saatzwecken benötigte Brotgetreide . Soweit es nicht,
Saatgetreide im Sinne des Ws . 1 c ist , darf es gemäß 8 7
nur mit Genehmigung  des Kommunalverbandes zu
Saatzwecken veräußert werden , während für Saatge«
treide -Verkäuse lediglich die Anzeige  an den Kom-

* . . 1,11,1,1. . — .. .MI . . . .
munalverband vorgeschrieben ist . Für Veräußerungen von
Saatgut über die Grenze oes Kommmmlverbandcs loird
auf 8 20 Ws . 2 der Verordnung verwiesen . Eine Anrech¬
nung auf die festgesetzten Wlieferungen des Kommunal-
vertaudes an die Retchsgetreioestclle erfrage nur nach Zu¬
stimmung der Reichsgetreidestelle zu der Veräußerung.

Zu Abs . 2 bleiben besondere Vorschriften über die Vor-
ratsermittelung Vorbehalten.

Zu 8 7. Tie Kommunalverbände haben bei der Ge¬
nehmigung von Veräußerungen die 88 19, 41 der Verord¬
nung zu beachten , nach welchen Brotgetreide und Mehl
aus ihrem Bezirk nur mit Genehmigung der Reichsgetreide¬
stelle entfernt werden darf . Tiefe kommt bei größeren als
Kommunalverband anerkannten gemeinsamen Versorgungs¬
gebieten bei Veräußerungen innerhalb dieser Gebiete in
Fortfall . Tie Lieferung an Betriebe (8 14 Abs. 1 d) ist nur
mit Genehmigung der Reichsgetreidestelle gestattet.

Zu 8 8. Wir eine dem Landrat oder Gemeindevorstand
zugewiesene Entscheidung angegriffen , so ist der Regie-

\ rungspräsident , in Berlin der Oberpräsident , ausschließlich
j zuständig . Im übrigen hat über Streitigkeiten in erster

Instanz der Landrat , in Stadtkreisen der Gemeindevorstand,

Zu 8 9 . In Ziffer 1 ist auch die Verfütterung von be¬
schlagnahmtem Brotgetreide unter die hohe Strafe dieser
Verordnung gestellt . Beschlagnahmefrei gewordenes Brot¬
getreide ist durch die Verordnung Wer das Verfüttern von
Brotgetreide , Mehl und Brot vom 28. Juni 1915 (Rel -Hs-
gesetzbl. S . 381) gegen Verfütterung geschützt.

II . Re i ch sge t re id e ste lle.

Zu 8 10. Tie Reichsgetreidestelle hat ihren Sitz in
Berlin . Ihre amtlichen Bekanntmachungen erfolgen im
Reichs - und Staatsanzeiger . Ter Verkehr der Kommunal¬
verbände mit der Reichsgetreidestelle ist durch die Hand
des Regierungspräsidenten , in Berlin des Oberpräsidenten,
zu leiten . Ausgenommen , st der rein geschäftliche Verkehr
mit der Geschästsabteilung (vergl . 8 12), soweit er sich ans
die Abnahme und Anlieferung festgesetzter Getreide - oder
Mehlmengen bezieht.

Zu 8 16. Wegen der Errichtung und der Befugnisse
einer Preußischen Landesvermittlungsstelle , durch welche
auch der Verkehr der LÜeichsgetreidestelle mit den preußi-
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III . Bewirtschaftung des Brotgetreides.

Zu 8 17. Wegen der Ernteflächenerhebung wird aus die
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 10. Juni 1915
(Reichsgesetzbl. S . 331) und die Ausführungsanweisung vom
15. Juni 1915 (I A. Ile 3394 M . s. 2., V. 11969 M . d. I .)
verwiesen. Tie Angaben der Kommunalverbände haben sich
aus sämtliche in dem Vordruck für die Kreis¬
tiste aufgesührten Getreidearten  zu erstrecken.
Der Reichsgetreidestelle ist zum 1. August  eine Abschrift
der für das Statistische Landesamt bestimmten Kreisliste
einzureichen.

Zu § 18. Wegen der Beschaffung von Lagerräumen wird
auf 8 53 verwiesen.

Zu 8 20. Die allgemeinen Weisungen der Reichsge-
Ireidestelle über die Ablieferung von Brotgetreide werden
durch den Stand der vorhandenen Vorräte und die zur
Verfügung stehenden Lagerräume beeinflußt werden.

Kommunalverbände , welche von der in Abs. 1 Satz 2
gegebenen Befugnis Gebrauch machen, haben der Reichs¬
getreidestelle aus deren Verlangen bei der Beschaffung von
Lagerräumen behilflich zu sein (vergl . Ausführungsbestim¬
mung zu 8 53).

Zu 8 21. Der Absatz 1 gibt den Kommunalverbänden
die Befugnis , das für sie beschlagnahmte Brotgetreide als
Eigenhändler zu erwerben . Ter Preis für den Ankauf und
Weiterverkauf und die Höhe der Kvmmissionsgebühren wer¬
den durch besondere Verordnung geregelt. Ein Kreis , der
von der im Absatz 1 gegebenen Befugnis Gebrauch macht,
übernimmt gegenüber der Reichsgetreidestelle das volle
Risiko für die Ware . Zur Entlastung der Kreise von dieser
Verantwortung ist im Absatz 2 die Möglichkeit ihrer Be¬
stellung als Kommissionäre ausdrücklich vorgesehen. Den
Kreisen, welche es bei dem bisherigen Verfahren zu belassen
wünschen, nach welchem der Ankauf durch andere von der
Reichsgctreidestelle zu bestellende Kommissionäre erfolgt,
ist ein Vorschlagsrecht für die Bestellung dieser Kommis¬
sionäre gegeben.

Zu 8 22. Bei unzureichender Ablieferung kann die
Reichsgetreidestelle mit der Bestellung von Kommissionären
selbständig Vorgehen.

Zu 8 23. Der Handel im Sinne des 8 23 umfaßt auch
Genossenschaften.

Tie tunlichste Beteiligung der im Getreidehandel täti¬
gen Personen ist sachlich zweckmäßig und wirtschaftlich
erwünscht ; ihre Heranziehung — sei es als Kommissionär,
Agent oder Lagerhalter — wird die Beschaffung von Säcken
wesentlich erleichtern.

Zu 8 24. Der Reichsgetreidestelle bleibt die Anord¬
nung eines besonderen Vordrucks Vorbehalten. Die Be¬
stimmung wird erst gegen Ende des Wirtschaftsjahres volle
Bedeutung erlangen.

Zu 8 25. Nähere Anordnung erfolgt durch die Reichs¬
getreidestelle.

Zu 8 26. Der von der Reichsgetreidestelle zu befrie¬
digende Bedarf an Brotgetreide und Mehl kann erst nach
Feststellung der aus der Versorgung durch die Reichsgetreide¬
stelle ausscheidenden Selbstwirtschaftskreise festgestellt wer¬
den. Bedeutung und Organisation der Selbstwirtschaft ist
den Kreisen aus der Durchführung der Verordnung vom
25. Januar 1915 (Reichsgesetzbl. S . 35) bekannt . Die Fristen,
die im 8 26 gesetzt sind, müssen deshalb mit folgender
Maßgabe genau rnnegehalten werden:

Die Kreise, welche Selbstwirtschast treiben wollen, haben eine
Nachweisung nach dem dieser Ausführungsanweisung als
Anlage beigefügten Vordruck bestimmt bis zum 12. Juli
d. Js . dem Regierungspräsidenten in doppelter Ausferti¬
gung einzureichen. Dieser prüft die Anträge und reicht
mit seinem Gutachten spätestens zum 24. Juli eine Ueber-
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ftrtjt Dev auss fetrteut SJcjtrte geftellten Einträge Dem SWtlntftec
des Innern ein . Je eine Ausfertigung der Anträge ist dei-
zufügen.

Die Genehmigung ver Selbstwirtschaft wird nickt
grundsätzlich davon abhängig gemacht werden, daß die im
Kreise zu erwartende Ernte an Brotkorir für den vollen
Jahresbedars ausreicht . Kreise, welche einige Monate hin¬
durch auf einen Zuschuß der Reichsgetreidestelle angewiesen
sind, müssen aber den Zuschuß in Mehl zu den von der
Reichsgetreidestelle festgesetzten Terminen abnehmen . Ter
Zusammenschluß örtlich zusammenhängender Bedarfs - und
Ueberschußkreise zu gemeinschaftlichen Versorgungsgebieten
(vgl. Ausführungsoestimmungen zu 8 1) ist zur Verein¬
fachung der Versorgung erwünscht. Seine Genehmigung ist
von der Sicherstellung der im 8 26 Abs. 1 ausgestellten
Anforderungen auch für den Bereich des größeren Kom¬
munalverbandes abhängig.

Ter Regierungspräsident hat gemäß Absaß 3 die Selbst¬
wirtschaft der Kommunalverbände zu überwachen, insbe¬
sondere nach der im 8 26 Abs. 1 und 8 27 Ms . 1 be-
zeichnetcn Richtung . Anträge auf Entziehung der Selbst-
Wirtschaft sind an den Minister des Innern zu richten.

Zu 8 28. Zweck der Verordnung ist, die Brotkorn¬
versorgung des deutschen Volkes an jedem Orte und zu jeder
Zeit sicherzustellen. Sollte zu diesem Zwecke vorübergehend
rine Anforderung nach 8 28 Abs. 2 notwendig werden, so
wird ihre unweigerliche Erfüllung erwartet und den Kom¬
munalverbänden zur besonderen Pflicht gemacht.

Zu 8 30. Fristen und Vordrucke werden von der Reichs-
getreidestelle bekanntgegeben.

Zn 8 31. Die Anordnung erläßt der Landrat , in Stadt¬
kreisen der Gemeindevorstand . Wird die Enteignung für
den Kommnnalverband beantragt , so entscheidet der Regie¬
rungspräsident , in Berlin der Oberpräsident.

Zu 8 35. Auch nach dem Verkauf oder der Enteignung
ist der Besitzer zur Verwahrung und pfleglichen Behand¬
lung der Vorräte verpflichtet und dafür haftbar . Zu¬
widerhandlungen werden nach 8 37 bestraft.

IV. Ausmahlen und Mehlverkehr.

Zu 8 38 Abs. 2. Zuständig ist der Landrat , in Stadt¬
kreisen der Gemeindevorstand.

Zu 8 39 Abs. 1. Tie Kommunalaussichtsbehörden haben
sich von der Durchführung dieser Vorschrift zu überzeugen,
die zum Schutze der Vorräte gegen Verderben getroffen ist.
Auf 8 26 Abs. 3 wird verwiesen.

Zu 8 ^0. Höhere Verwaltungsbehörden , welche Mahl¬
löhne festsetzen wollen , haben sich zuvor mit der Landes¬
vermittlungsstelle in Verbindung zu setzen.

Zu 8 41. Ist ein gemeinsames Versorgungsgebiet als
Kommunalverband anerkannt , so fällt die Genehmigung
durch die Rerchsgetreideftelle bei Wgabe innerhalb des
gemeinsamen Versorgungsgebiets fort ; auf die Ausfüh¬
rungsbestimmung zu 8 7 wird verwiesen.

Zu 8 43. Ueber die Errichtung der Reichsfuttermitt -l-
stelle ergehen besondere Vorschriften.

V. Verbrauchsregelung.
Zu 8 47. Wegen der weiteren Gültigkeit der auf Grund

der Verordnung vom 25. ,Januar 1915 (Reichsgesetzbl. S.
35) erlassenen Anordnungen der Kommunalverbände wird
auf § 63 verwiesen. Als Konditoren im Sinne dieser Ver¬
ordnung gelten nicht die Keks- und ähnliche Fabriken,
welche von der Reichsgetreidestelle nach 8 14 das Mehl
geliefert erhalten.

Zu 8 48d . Die Selbstversorger müssen durch regel¬
mäßige Nachprüfung ihrer Vorräte überwacht werden, da¬
mit sie diese nicht vorzeitig oder in unzulässiger Weise
verbrauchen. Tie Ortspolizeibehörden haben einem dahin¬
gehenden Ersuchen der Kommunalverbände zu entsprechen.
Auf die Zwangsbefugnisse gegen unzuverlässige Selbstver-
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jeden Selbstversorger nur die Kopfmenge für einen bestimm¬
ten Zeitraum ausgemahlen und ausgebacken werden darf,
haben die Kommnnalverbände Anordnung zu treffen : sic
können Bestimmungen über die Lagerung der den Selbstver¬
sorgern belassenen Vorräte erlassen.

Zu 8 49 d. Tie Kommunalverbände können eine Min¬
destzeit festsetzen, für welche ein Landwirt , der Selbstver¬
sorgung beansprucht, deren Durchführbarkeit nachzuweisen
hat . Sie können bestimmen, unter welchen Bedingungen ein
Selbstversorger zur versorgungsberechtigten Bevölkerung
übertreten kann.

Anordnungen nach 8 49 d bedürfen der Genehmigung
des Regierungspräsioenten . Verschiedenheiten innerhalb der
Regierungsbezirke sind nach Möglichkeit zu vermeiden.

Zu 8 50. Tie Beaufsichtigung des Geschäftsbetriebs
wird den Kommunalst ussichtsbehörden übertragen ; diese kön¬
nen auch die Art der Regelung vorschreiben.

Zu 8 51. Tie Ausschüsse werden vom Kreisausschuß,
in Stadtkreisen und Gemeinden (vergl . 8 54) vom Ge¬
meindevorstand gewählt.

Zu 8 52. Bei der Preisfestsetzung für das Mehl ist da¬
von auszugehen , daß die Mehlverteilung durch die Selbstver¬
waltungsbehörden der Bevölkerung nack Möglichkeit bil¬
liges Brot gewährleisten soll.

Zu 8 53. Tie Inanspruchnahme von Lagerräumen kann
auch für die Reichsgetreidestelle erfolgen (vergl. Ausfüh¬
rungsbestimmung zu 8 20).

Zu 8 54. Verschiedenheiten innerhalb eines Kommunal¬
verbandes sind nach Möglichkeit zu vermeiden (vergl . 8 50
Abs. 1).

Zu 8 55. Anordnungen im Sinne der 88 47—64 erläßt
der Kreisausschuß , in Stadtkreisen und in Gemeinden (vergl.
8 54) der Gemeindevorstand.
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In tz 68 Ab) .2. Tie BorfchrLff qttt <xuä>gegenüber be»Kommunalverbänden.
Zu 8 70. Anträge der Kommunalverbände , welche für

die Reichsgetreidestelle bestimmt sind, sind bis aus weiteres
durch die Hand des Regierungspräsidenten an den Reichs¬
kommissar in Berlin , Am Festungsgraben 2, zu richten.

Berlin,  den 3. Juli 1915.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Sydow.
Der Minister für Landwirtschaft, Domäne«

und Forsten.
Freiherr von Schorlemer-Lieser.

Der Finanzminister.
Lentze.

Der Minister des Inner «.
von Loebell.

M . 5684. Diez,  den 13. Juli 1915.
Bl« die Herren Bürgermeister des Kreises.

Tas stellv. Generalkommando des 8. Armeekorps in
Coblenz hat eine Bestandsaufnahme der Heuvorräte ange¬
ordnet.

Tiefe Aufnahme hat nach folgenden Gesichtspunkten
stattzufinden:

Tie Ausnahme gibt den Heubestand am 15 . Juli
1915 an und zwar altes Heu und Heu neuer Ernte ge¬
trennt.

Zu erheben ist mit möglichster Genauigkeit der ge¬
samte Vorrat  und , gesondert davon, der eigene Be¬
darf  der landwirtschaftlichen Betriebe . Tie Ziffern , be¬
sonders amb die des Bedarfes , werden zu überprüfen sein.

VI. Ausführungsbe st immun gen.
Zu 8 58 zu Abs. 1. Zuständig für die Schließung des

Geschäfts ist die Ortspolizeibehötde.
Zn Abs. 2. Tie Entziehung der Selbstversorgung erfolgt

durch den Landrat , in Stadtkreisen durch den Gemeinde¬
vorstand.

Zu 8 59 Ms . 2. Wegen der bevorstehenden Errichtung
einer Preußischen Landesbermittlungsstelle wird auf die
Ausführungsbestimmungen zu den 88 16 und 40 verwiesen.

Die Angaben sind mir ortschaftsweise zusammenge¬
stellt bis spätestens zum 20. d. Mts . zu machen.

Eine Nennung der einzelnen Besitzer ist nicht erfor¬
derlich.

Der König!. Landrat.
Duderstadt.

Nichtamtlicher Teil.
Zu 8 61. Wegen der Kommunalverbände wird auf die

Ausführungsbestimmungen zu 8 1 verwiesen. Die zustän¬
dige Behörde ist mit Rücksicht auf die verschiedenartigen
Zuständigkeiten im einzelnen bestimmt worben ; höhere Ver¬
waltungsbehörde ist der Regierungspräsident , für Berlin
der Oberpräsident.

Zu 8 63. lieber die Durchführung der Verbrauchsrege¬
lung ist bis zum 16. August 1915 von den Kommunalver¬
bänden an die höhere Verwaltungsbehörde , und von dreier
bis zum 1. September 1915 an den Minister des Innern,
zu berichten.

Zu 8 64. Tie Bekanntgabe der Vordrucke erfolgt durch
die Reichsgetreidestelle. Tie Anzeigen der Kommunalver¬
bände sind der Reichsgetreidestelle unmittelbar einzureicffen.
Die Auzcigepflicht erstreckt sich auf diese argen Vorräte aus
der alten Ernte an Brotgetreide und Mehl, welche nicht
durch den 8 65 ausdrücklich von der Anzeigepflicht aus¬
genommen find . Tie anzeigepflichtigen Vorräte werden
(vergl . 8 66) mit dem Beginn des 16. August 1915 für den
einzelnen Kreis beschlagnahmt. Ter unkontrollierte Mehl¬
handel wird damit beseitigt . Durch die Beschlagnahme wird
die Berechtigung der Unternehmer landwirtschaftlicher Be¬
triebe , Vorräte aus der alten Ernte gemäß 8 6 dieser Ver¬
ordnung zu verwenden, nicht berührt . Es kann also, falls
wirtschaftliche Gründe dafür sprechen, altes Brotgetreide
als Saatgut und zur Selbstversorgung verwendet werden, so-

Wettere Vergeltungsmatzregeln gegen
Frankreich.

Berlin,  12 . Juli . (WTB . Amtlich .) Die „Nordd . Allg.
Ztg ." schreibt unter der Ueberschrist : „Weitere Bergeltungs-
maßregetn gegen Frankreich ." In letzter Zeit sind liier Fälle
bekannt ' geworden , wonach kriegsgefangene deutsche Offiziere in
Frankreich in einer nicht den Kriegsgebräuchen entsprechen¬
den Weise behandelt werden , und zwar lediglich aus dem
Grunde , weil sie ihr Ehrenwort , nicht mehr gegen Frankreich
und seine Verbündeten zu rümpfen , verweigert haben. Ins¬
besondere werden nach Privatbriefen , wie nach dem Bericht
des Vertreters einer neutralen Macht etwa 50 deutsche Offi¬
ziere, die im Fort Entreveaur in den Alpen interniert
sind und die Abgabe des Ehrenwortes verweigerten , in vier
stets verschlossenen Räumen gefangen gehalten : sie dürfen
sich täglich nur eine Stunde auf einem kleinen Hofe von zehn
bis zwölf Metern bewegen und sich nicht gegenseitig besuchen.
Dieses Verfahren widerspricht den Bestimmungen der Haager
Landkriegsordnung , denn nach Art . 11 darf auf kriegsgefan¬
gene Offiziere irgend ein Zwang auf die Abgabe des Ehren¬
wortes nicht ausgeübt werden ; auch auf Offiziere, die das
Ehrenwort verweigern , findet daher Art . 5 Anwendung , nach
dem ihre Einschließung nur als unerläßliche Sicherungsmaß¬
regel und nur während der Dauer der diese Maßregel not¬
wendig machenden Umstände znläsiig ist. In Deuffchland ha-



fcoS ^ Iss ! a H» g iS» «
Cf ^s .y .sa

-- rr
o & 'e “ W Z >s Z>2aSTÄ 3 s " -*Cvt v « a \ l -S. F O

>9»=t -*S L
ifs r-s«? 11  lf ? L2.
£511  tili l 2| §il . ? S ~r* » 'S55TÄ *t? »» V » —*■» 1? S5 __ . l tztz «as>. , ;

—WWW 1W -1 r 11 ' f | | ffIW i G!
_ bie tvieeeeefanetnm  ftnnzöstfche « Offnere , denen, » m
deutschen <£ tanbpuitft  entsprechend die vvgaöe de» Ehrenwortes
überhaupt nicht angesonnen wird , den ganzen Tag über die

Möglichkeit, sich frei im Kriegsgefangenenlager zu bewegen,
sich gegenseitig zu besuchen und auch ungehindert die ihnen
zur Verfügung stehenden Hof- und Gartenräume zu benutzen.
Nachts werden sie nicht eingcschlossen, sondern haben nur die
Verpflichtung , in ihren Schlafräumen zu verweilen . Die Vor¬
stellungen , die bei der französischen Regierung erhoben wor¬
den sind, um den deutschen Offizieren im Fort Entreveaux
eine gleich liberale Behandlung zu verschaffen, sind bis¬
her erfolglos geblieben . Aus Auordnimg der Heeresverwaltung
wurden daher zunächst 50 französische Offiziere  aus
ihren verhältnismäßig angenehmen Osfiziersgefangenenlagern
in das Fort Zorn darf  bei Küstrin übergeführt , wo sie
in genau derselben Weise gehalten werden , wie die deutschen
Offiziere in Entreveaux . Zollte sich die Ra Schicht bestätigen,
daß andere kriegsgesangene deutsche Offiziere in Frankreich
ähnlichen Beschränkungen unterliegen , so werden die deutschen
Maßnahmen auf eine größere Anzahl , und wenn nötig
aus alle kriegsgefangen en französischen Offi¬
ziere in Deutschland erstreckt  werden . Dabei ist
wohl zu beachten, daß deren Zahl eine vielfach höhere ist, als
die der kriegsgefangenen deutschen Offiziere in Frankreich.

Brände.

** Die Stimmung «uf dein Frankfurter Fruchtmartt wirb durch
folgend« Abstufungen bezeichnet: 1. flau,  2 . abwartend. 3. stetig.

4. fest 0 sehr fest.
Bt«h (amtlich« Notierung am Schlachtviehhof zu Frankfurt a.  M.

vom 12. Zuli 1915.
Für 50  Ktwgr. Für 50  Ktlogr.
Lebendgewicht. Schlachtgewicht
Heulig«BorwöchU. Hrntige Borwöchtl.Ochsen» P»6s» Brest« Pr«»lk Breis«

a. vollfleischige, ausgemästete höchst.
Schlachtwcrtcsvon 4-7 Jahren 70- 75 70- 76 180- 186 130 136

b. junge fleischige, nicht ausgemästete
und ältere ausgemästete Mk. 62 - 66 63- 66 115—120 115- 120

c. mäßig genährte junge, gut ge¬
nährte allere Mk. 56- 61 — 104- 113 —

BnUrn,
a. vollfleischige, ausgewachsene

höchsten Schlachtwertes Mk. 62- 65 63 67 108—112 110 115
b. vollfleischige, jüngere Mk. 55- 58 58- 61 100- 105 105- 110
«. mäßig genährte junge und gut

genährte ältere Mk. — — — —

Kühe und ff&tftnt
a. vollfleischige,ausgemäfleteFärscn

höchsten Schlachtwertes Mk. 59- 65 59 65 110- 120 110- 120
b. vollfleischige auSgrmästct, Kühe

hSchsteu SchlachtwertrS bis zu 7
Jahren Mk. 58 64 58 64 110—120 110 120

o. wenig gut entwickelte Färsen Mk. 45 53 50 55 87 102 96 106
d. mäßig genährte Küheu. Färsen Mk. 36—43 36—43 72—86 72 86
o. gering genährte Küheu. Färsen Mk. 27 33 29—33 61—75 66 75

Hoyerswerda,  12 . Juki . Ter am Mittwoch auf den
Fluren der Gemeinde Zeiszholz -Michalken und dem Gelände
des Klosters Morgenstern ausgcbrochene große Wald - und
Moorbrand  scheint nunmehr nach harter Arbeit , an der
sich auch viel Militär (2000 Soldaten ) beteiligte , z u m S t e h e n
gebracht  zu sein. Um den Brandherd , welcher sich auf
etwa 6 km  Länge und 3— 5 km  Tiefe erstreckt, sind bis zum

Kälber r
a. Doppellender, feinste Mast Mk. — — — —
b. feinste Mastkälber Mk. — — —
«. mittlere Mast- und beste Saug¬

kälber Mk. 70 72 68- 72 117- 120 113— 20
d. geringere Mast- und gute Saug¬

kälber Mk. 56- 60 60- 66 93 100 100 110

u

Grundwasser reichende Gräben gezogen, sodoh auch bei ein-'
tretendem Winde ein Ueberspingen des Feuers aus die Nach-
gcbiete ausgeschlossen sein dürste . Der gefährdete Waldde-
stand ist abgeholzt worden . Der größte Teil dieses Terrains
war mit Schonung und Nutzhölzern bewachsen. Der Schaden
dürfte in die Millionen gehen, da fast der gesamte klöster¬
liche Forst vernichtet ist. Der angrenzende königliche Hohers-
werdaer Forst litt nur geringen Schaden.

für den Regierungsbezirk Wiesbaden.
Preis «.

mitgeteilt von der Preisnotierungsstelle der Landwtrtschaftskammer
für den Regierungsbezirk Wiesbaden.

Am Krnchtrnarkt zu rtzrankfnri a.  M.
den 12. Juli 1915.

Per 100 Kilogramm gute marktfähig« Ware, je
Frankfurt a. M.

nach Qualität loco

Eigene Notierung am Fruchtmartt.
Heutige Notierung Vorwöchentt.

Umsatz- Stimm ." Preise Mk. Preise Mk.
Weizen, — — 29.45 - 29,45 -
Roggen, — — 25,45— 25,45-
Gerste, — — 29,26— 29,25—
Gerste Wetterauer — — — —

Hafer — — 27,30— 27,30-
Mais, — — — —
Raps — — — —

Mannheim» Amtl. Notierung
(Eigene Deveiche.)

12. Juli 1915.

der dortigen Börse.

Vorwöch. Not.
Weizen Mark 29,55 - 29,55 -
Roggen „ 25,ob— 25 55-
Gerste „ 29,35- 29,ob -
Hafer * 27,40- 27,40-
Raps „ — —
Mais * - —
La Plata „ - —

* Der Umsatz auf dem Frankfurter Fruchtmarkt wird durch fol¬
gende Abstufungen bezeichnet: l . geschästslos, 2. klein, 3. mittel, 4 groß.

Schaf « «WeidemaBchwe' :
a. Mastlämmeru. Masthammel Mk. — 51 - 53 — 110 114
b. gern gere Masthammel und

Schafe Mk. — — — —
Schweiner

a. vollfleischig« Lchwem» von
80-100 kg. Lebendgewicht Mk.118- 123 118122-/, 145- 150 140- 145
b. vollfletsch Swweine unter 80 kg.

Lebendgewicht Mk. 116 120 115 118 140 - 145 135 140
o. vollfleljchige von 1' 0»12>> kg.

Lebcndgewich, Mk. 118 123 118- 122-/, 145 147 140 145
d. voMestckige von Iiw-15>» kg

Lebendgewicht Mk. 118 123 118- 12 V, 144 148 140 145
8. Fettschweine über 150 kg.

Lebendgewicht Mk. — — —
Anfirrcv:  258 Ödsten, 54Bullen , 1807FüttcnundKüw 363K0wcr,

00 Schafe und Häwwel, 1015 Schweine. 0 Ziegen.

Kartoffel » . Fraickfurt a. M., 12. Juli . Eigene Notierung.
Heutige Preise. Vorwöchentliche Preise.

Kartoffeln in Waggowadung Mk. — —
do. im Detailverkauf „ — —

Heu und Strotz (Notierung vom Heu- und Strohmarkt in
Frankfurt a. M., 9. Juli 1915 Per 50 Kckogr.)

Heutige Preise. Vorwöchentt. Preise.
Heu Mark — —
Stroh „ — —

litJT ' Nachdruck verboten
Di » Vrei »« oti «rirna »ko»» mtsffon.

H. R . A. 37/6.

Bekanntmachung.
v In das Handelsregister A ist bei der Firma Adolf

Meyer in Diez  a . Lahn (Nr . 37 des Registers ) heute
folgendes eingetragen worden : „Der Ehefrau des Kaufmanns
Otto Meyer , Johanna geb. Selig zu Diez a. Lahn ist Prokura
erteilt ."

Diez,  den 12. Juli 1915.
Königliche» A« t»gericht.

erkel,
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Amtliches
KonderveUagv.

Kreis- 'ZLlatt
für den

Unterlahn-Kreis.
Amtliches Katt fär die KeliMtmachiagm Le» laadratsamtes trab des Kreisaasschasses.
_ Tägliche Krilage mr Dieirr und Cmftr Zeitung.

Preise der Anzeigen:
Die cinsp. Petitzüle oder deren Raum 1b Pfg.,

Reklamezeile bO Pfg.

Ausgabestellen:
In Diez : Rosenstraße 36.
In EmS: Römcrstraße 95.

Druck und Verlag von H. Ehr. Sommer,
Ems und Diez.

Vcrantw. für die RedaktionP. Lange EmS.

sr ». i6l / Diez , Mittwoch de« 14. Juli 1915

Bekanntmachung
jiberdenVerkehrmitBrotgetreideundMehl

aus dem Erntejahr 1815.
Vom 28̂ Juni 1915.

Ter Bundesrat hat auf Grund dich,' 8 3 des Gesetzes über
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichenMaß¬
nahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:

I.  Beschlagnahme.
8 1.

TaS im Reiche angebaute Brotgetreide , nämlich Roggen,
Weizen, Spelz (Dinkel, Fesen) sowie Emer und Einkorn,
allein oder mit anderem Getreide außer Hafer gemengt,
wird mit der Trennung vom Boden für den Kommunalver¬
band beschlagnahmt, in dessen Bezirk es gewachsen ist.

Tie Beschlagnahme erstreckt sich auch auf den Halm und
das aus beschlagnahmtem Brotgetreide ermahlene Mehl
(einschließlich Tunst). Mt dem Ausdreschen wird das Stroh,
mit dem Ausmahlen die Kleie von der Beschlagnahme frei;
für die Kleie gelten die 88 42 bis 46.

8 2.
An den beschlagnahmten Vorräten dürfen Veränderun¬

gen nur mit Zustimmung des Kommunalverbandes, für den
sie beschlagnahmt sind, vorgenommen werden, soweit sich
aus den 88 3 bis 6, 21, 22 nichts anderes ergibt. Tas
gleiche gilt von rechtsgeschästlichen Verfügungen über sie
und von Verfügungen, die im Wege der Zwangsvollstreckung
oder Arrestvollziehung erfolgen.

8 3.
Ter Besitzer beschlagnahmter Vorräte ist berechtigt und

verpflichtet , die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen
Handlungen vorzunehmen ; er ist berechtigt und aus Ver¬
langen der zuständigen Behörde verpflichtet , auszudreschen.

Tie Landeszentralbehörden oder die von ihnen bestimm¬
ten Behörden können über Zeit und Art des Ausdreschens
Bestimmungen erlassen.

8 4.

Nimmt der Besitzer eine zur Erhaltung der Vorräte er¬
forderliche Handlung binnen einer ihm von der zuständigen
Behörde gesetzten Frist nicht vor, so kann die Behörde die

55 I hr « .. « p

erforderlichen Arbeiten auf seine Kosten durch einen Dritten
vornehmen lassen. Ter Verpflichtete hat die Vornahnre auf
seinem Grund und Boden sowie in seinen Wirtschaftsräumen
und mit den MttelN seines Betriebes zu gestatten.

Tas gleiche gilt, wenn der Besitzer das Brotgetreide
nicht binnen einer ihm von der zuständigen Behörde gesetzten
Frist ausdrischt.

8 8.
Erstreckt sich ein landwirtschaftlicherBetrieb über die

Grenzen eines Kommunalverbandeshinaus, so darf das be¬
schlagnahmte Brotgetreide innerhalb dieses Betriebs von
einem Kommunalverband in den andern gebracht werden.
Mit der Ankunft des Brotgetreides in den Bezirk des an¬
deren Kommunalverbandestritt dieser hinsichtlich der Rechte
aus der Beschlagnahmean die Stelle des bisherigen Kom-
munalverbandes.

Ter Besitzer hat die Ortsänderung binnen drei Tagen
unter Angabe der Getreidearten und ihrer Mengen beiden
Kommunalverbänden anzuzeigen.

8 6.
Trotz der Beschlagnahme dürfen Unternehmer landwirt-

schaftlicher Betriebe aus ihren Vorräten
a) zur Ernährung der Selbstversorger auf den Kopf und

Monat neun Kilogramm Brotgetreide verwenden; dabei
entsprechen einem Kilogramm Brotgetreide achthundert
Gramm Mehl. Als Selbstversorger gelten, vorbehalt¬
lich einer anderen Bestimmung nach 8 49 d der Unter¬
nehmer des landwirtschaftlichenBetriebs , die Angehöri¬
gen seiner Wirtschaft einschließlich des Gesindes sowie
ferner Naturalberechtigte, insbesondere AltenteUer und
Arbeiter, soweit sie kraft ihrer Berechtigung oder als
Lohn Brotgetreide oder Mehl zu beanspruchen haben;

b) das zur Herbst- und zur Frühjahrsbestellung erforder¬
liche Saatgut verwenden;

c) selbstgezogenes Saatgetreide für Saatzwecke veräußern.
Als Saatgetreide im Sinne dieser Verordnung gilt nur
Saatgetreide , das nachweislich aus landwirtschaftlichen
Betrieben stammt , die sich in den letzten zwei Jahren
mit dem Verkaufe von Saatgetreide befaßt haben. Die
veräußerten Mengen sind von dem Veräußerer dem
Kommunalverbande binnen drei Tagen anzuzeigen.
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Ijutiff  M ' I Hiurvntacvntlttliata votn .pcLOft 1915  zu lieft , mmen,
ob bie  SAtze von neun Ktrogvamm Brvtgetretoe und acht¬
hundert Gramm Mehl beizubehalten oder welche Sätze an
ihre Stelle zu setzen sind.

Sie kann ferner bestimmen, welche Mengen Saatgut
auf das Hektar verwendet werden dürfen ; in diesem Falle
sind die Landeszentralbehörden ermächtigt , die Saatguts
mengen bei dringendem wirtschaftlichen Bedürfnisse für
einzelne Betriebe oder ganze Bezirke bis zu einer von der
Reichsgetreidestelle zu bestimmenden Grenze zu erhöhen.

8 7. - a
Tic Beschlagnahme endet mit dem freihändigen Eigen-

tumserwcrbe durch die Reichsgetreidestelle oder den Kom¬
munalverband , für den die Vorräte beschlagnahmt sind, mit
der Enteignung , einer nach 8 6 zugelassenen oder Anet von
dem Kommunalverbande genehmigten Verwendung oder
Veräußerung , durch eine solche Veräußerung jedoch erst
dann , wenn infolge davon das Brotgetreide aus dem Bezirke
des Kommunalverbandes entfernt wird.

8 8.
lieber Streitigkeiten , die aus der Anwendung der 88

1 bis 7 sich ergeben, entscheidet die höhere Verwaltungs¬
behörde endgültig.

8 9.
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe

bis zu zehntausend Mark wird bestraft:
1. wer unbefugt beschlagnahmte Vorräte beiseite schafft,

insbesondere aus dem Bezirk des Kommunalverbandes,
für den sie beschlagnahmt sind, entfernt , sie beschädigt,
zerstört , verarbeitet oder verbraucht;

2. wer unbefugt beschlagnahmte Vorräte verkauft , kauft
oder ein anderes Veräußerungs - oder Erwerbsgeschäst
über sie abschließt;

3. wer die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen Hand¬
lungen pflichtwidrig unterläßt;

4. wer als Saatgetreide erworbenes Brotgetreide ohne
Genehmigung der zuständigen Behörde zu anderen
Zwecken verwendet;

5. wer eine ihm nach den 88 5, 6 obliegende Anzeige nicht
in der gesetzten Frist erstattet oder wissentlich unvoll¬
ständige oder unrichtige Angaben macht.

II. Reichsgetreide stelle.
8 10.

Es wird eine Reichsgetreidestelle mit einer Derwal-
tungsabteilung und einer Geschäftsabteilung gebildet. Tie
Aufsicht führt der Reichskanzler.

8 11.
Tie Verwaltungsabteilung ist eine Behörde und besteht

aus einem Direktorium und einem Kuratorium.
Das Direktorium besteht aus einem Vorsitzenden, einem

oder mehreren stellvertretenden Vorsitzenden, aus ständigen
und nichtständigen Mitgliedern . Ter Reichskanzler ernennt
den Vorsitzenden, die stellvertretenden Vorsitzenden und die
Mitglieder , und zwar unter den ständigen Mitgliedern einen
Landwirt.

Das Kuratorium besteht aus sechzehn Bevollmächtigten
zum Bundesrat , und zwar außer dem Vorsitzenden des
Direktoriums als Vorsitzendem aus vier Königlich Preu¬
ßischen, zwei Königlich Bayerischen, einem Königlich Säch¬
sischen, einem Königlich Württembergischen , einem Groß-
herzöglich Badischen, einem Großherzoglich Hessischen, einem
Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinischen, einen» ' Groß-
herzoglich Sächsischen, einem Herzoglich Anhaltischen, einem
Hanseatischen und einem Elsaß-Lothringischen Bevollmäch¬
tigten . Außerdem gehören ihm je ein Vertreter des Deut¬
schen Handelstags und des Deutschen Städtetags , ferner je
zwei Vertreter der Landwirtschaft , von Handel und In¬
dustrie und der Verbraucher an ; der Reichskanzler ernennt
diese Vertreter und den Stellvertreter des Borsiyersden.

Ter Reichskanzler erläßt die näheren Bestimmungen.- . ' - ; •; ■■-- H- ' - ' ----- -

@)efc^ äft3a6teUungi tft eine © efcllfci )iaft mit be¬
schränkter Haftung.

Tie Gesellschaft erhält einen Aufsichtsrat ; er besteht
aus dem Vorsitzenden des Direktoriums der Verwaltungs-
abteilung als Vorsitzendem und vierundzwanzig ordentlichen
Mitgliedern , von denen sieben auf Reich und Bundesstaaten,
sieben auf die Landwirtschaft , drei aus die großgewerblichen
Unternehmungen und sieben aus die Städte entfallen . Tie
sieben Vertreter der Städte und die drei Vertreter der groß¬
gewerblichen Unternehmungen werden von den entsprechen¬
den Gruppen der Gesellschafter bezeichnet. Die übrigen
Mitglieder ernennt der Reichskanzler.

Ter Aufsichtsrat bestellt die Geschäftsführer , darunter
einen Landwirt ; die Bestellung bedarf der Bestätigung des
Reichskanzlers.

8 13.
Tie Reichsgetreidestelle hat die Aufgabe, mit Hilfe der

Kommunalverbände für die Verteilung und zweckmäßige
Verwendung der vorhandenen Vorräte zunächst für die Zeit
bis zum 15. August 1916 zu sorgen. Tabei hat die Verwal¬
tungsabteilung die Verwaltungsangelegenhciten einschließ-,
lich der statistischen Ausgaben zu erledigen, die Geschästs-
abteilung nach den grundsätzlichen Anweisungen der Ver¬
waltungsabteilung (8 14) die ihr obliegenden geschäftlichen
Ätlfgaben durchzuführen . '

8 14.
Das Direktorium der Verwaltungsabteilung hat mit

Zustimmung des Kuratoriums insbesondere festzusetzen:
a) welche Mehlmenge täglich auf den Kopf der Zivilbevöl¬

kerung verbraucht werden darf;
b) welche Mengen die Selbstversorger (8 6 Abs. 1 a) ver¬

wenden dürfen;
c) welche Rücklage aufzusammeln ist;
d) ob, in welchem Umfang und in welcher Art Betrieben,

die Brotgetreide oder Mehl verarbeiten , mit Ausnahme
von Mühlen , Bäckereien und Konditoreien (8 47) Brot¬
getreide oder Mehl zu liefern ist;

e) wieviel Brotgetreide oder Mehl jedem Kommunalver¬
band für seine Zivilbevölkerung einschließlich der
Selbstversorger , sowie an Saatgut für die Herbst- und
Frühjahrsbestellung zusteht (Bedarfsanteil ) ; der Be¬
darfsanteil kann auch vorläufig festgesetzt werden;

f) wieviel Brotgetreide aus den einzelnen Kommunal¬
verbänden abzuliefern ist und innerhalb welcher Fristen;
die abzuliefernde Menge kann auch vorläufig festgesetzt
Werden; ,

g) in welcher Höchstmeüge und unter welchen Voraus¬
setzungen von den Kommunalverbänden Hinterkorn zur
Verfiitterung sreigegeben werden darf;

h) bis zu welchem Mindestsätze die Brotgetreidearten aus¬
zumahlen sind.
Kommt zwischen Tirektorium und Kuratorium eine

Uebereinstimmung nicht zustande, so entscheidet der Bundes-
rat.

Tas Tirektorium kann Bestimmungen über die Aufbe¬
wahrung der Vorräte erlassen.

8 15. ■
Tie Geschäftsabteilung hat alle zur Erfüllung ihrer

Aufgaben erforderlichen Rechtsgeschäfte vorzunehmen ; sie
hat insbesondere

a) für die rechtzeitige Abnahme, Bezahlung und Unter¬
bringung des aus den Kommunalverbänden abzulie-

s* fernden Brotgetreides zu sorgen; : ^ ;
b) das von den Heeresverwaltungen und der Marinever-

Ivaltung beanspruchte Brotgetreide und Mehl durch
Vermittelung der Zentralstellen zur Beschaffung der-
Verpflegung rechtzeitig zu liefern;

t)  den Kommunalverbändendas erforderliche Mehl recht¬
zeitig zu liefern;

d) für die ordnungsmäßige Verwaltung ihrer Bestände'
zu sorgen ; : . ' • -

ü ■ • V: , ‘v ?• r' :- li ;*- nmt
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4. Wer den ihm auf Gvunv ves 8 11 auferiegien '» et

Pflichtungennicht nachkommt;
5. Wer den nach § 13 erlassenen Ausführungsbestimmun¬

gen zuwiderhandelt.
8 15.

der Reichskanzler kann von den Vorschriften dieser
Verordnung Ausnahmen gestatten. Er ist auch ermächtigt,
die Vorschriften dieser Verordnung auf andere als die im
8 1 genannten Gegenstände auszudehnen.

8 16.
Tiefe Verordnung tritt am 1. Juli 1915 in Kraft.

Ter Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außerkraft¬
tretens.

Berlin , den 28. Zuni 1915.
Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

Delbrück.

x%ivr > VV*\x

Bekanntmachung
über zuckerhaltige Futtermittel.

Vorü 28. Juni 1915.

Ter Bundesrat hat auf Grund deps8 3 des Gesetzes über
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen Maß¬
nahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:

8i . : '
Ten Vorschriften dieser Verordnung unterliegen nach¬

stehend aufgeführte Gegenstände (zuckerhaltige Futtermittel ).
' ' Melasse, ( . | , , , , i :

Rohzucker zu Futterzwecken, . “Y '
Melassefutter , i I ! i -J ^ j | {?j
Zuckerrüben, frisch oder getrocknet, ganz oder zer¬

schnitten, ausgelaugt oder unausgelaugt.
Etwa bestehende, noch, unerfüllte Lieferungsverträge be¬

gründen keine Ausnahme hon den Vorschriften dieser Ver¬
ordnung . - ,

8 2. ' " " " ' , *
Zuckerhaltige Futtermittel dürfen nur durch die Be¬

zugsvereinigung der deutschen Landwirte , G. m. b. H.
in Berlin abgesetzt werden.

Ties gilt nicht in folgenden Fällen:
1. Tie Kommunalverbände und die vom Reichskanzler be¬

stimmten Stellen (8 '10) dürfen zuckerhaltige Futter¬
mittel absetzen, die sie von der Bezugsvereinigung zu
diesem Zwecke erhalten haben.

2. Händler dürfen zuckerhaltige Futtermittel absetzen, die
sie von den Kommunalverbänden oder von den vom
Reichskanzler bezeichneten Stellen (8 11) zu diesem
Zwecke erhalten haben.

3. Zuckerrüben dürfen an Rüben verarbeitende Zucker¬
fabriken zur Zuckerherstellung geliefert werden.

4. Rüben verarbeitende Zuckerfabriken dürfen 75 vom
Hundert der Schnitzel, frisch oder getrocknet, auch mit
Melasse angetrocknet, an die Rüben liefernden Land¬
wirte zurückliefern.

' 8 3
Wer zuckerhaltige Futtermittel bei Beginn eknes Ka¬

lendervierteljahres in , Gewahrsam hat , hat die bei Beginn
eines jeden Kalendervierteljahres vorhandenen Mengen , ge¬
trennt nach Arten und Eigentümer unter Nennung der letz;
teren , der Bezugsvereinigung anzuzeigen. Tie Anzeigen
sind jeweils bis zum 5. Tage des Kalendervierteljahres,
erstmalig zum 5. Oktober 191.5, zu erstatten . Tie Anzeige-
Pflicht gilt nicht .für frische Zuckerrüben und die Fälle des
8 2 AH". 2 Rr . 1 und 2. Sie gilt ferner nicht für Landwirte
hinsichtlich der nach 8 2 Abs. 2 Nr . 4 ihnen gelieferten
Schnitzel.

Zuckerfabriken haben bis zum 1. September 1915 an¬
zuzeigen, welche Mengen Melasse und Rübenschnitzel sie im

tm \ \ e bV«, fcura r >. Xait
jujjelgew, welche Mengen sie ln t>em lanlenven Kolendet-
viertelsahte voraussichtlich Herstellen werden . Hierbei ist
anzugeben, wieviel Schnitzel sie aus Grund von § 2 Abs. 2
Nr . 4 an die Rüben liefernden Landwirte zurückliefern.

Tie Anzeigepflichtigen haben zugleich anzugeben, ob
und wie lange sie die Gegenstände ohne wesentliche Störung
ihres Betriebes nach Maßgabe der vorhandenen Einrich¬
tungen ausbewahren können.

8 4.
Tie Eigentümer von zuckerhaltigen Futtermitteln haben

sie der Bezugsvereinizung auf Verlangen käuflich zu über¬
lassen und auf deren Abruf zu verladen.

Rüben verarbeitende Zuckerfabriken haben die Rüben-
schnitzel, deren käufliche Ueberlassung die Bezugsvereini¬
gung verlangen kann, soweit sie Anlagen dazu besitzen,
zu trocknen.

Von der Verpflichtung zur käuflichen Ueberlassung an
die Bezugsvereinigung sind ausgenommen:

1. Zuckerrüben, die an Zuckerfabriken zur Zuckererzeugung
geliefert und hierzu benutzt werden;

2. Schnitzel, die von Zuckerfabriken auf Grund von 8 2
AG 2 Rr . 3 an die Rüben bauenden Landwirte zurück¬
geliefert und von diesen im eigenen Betriebe ver¬
füttert werden;

3. Zuckerrüben, die in dem Wirtschaftsbetrieb , in dem sie
gewonnen werden, verfüttert oder auf Branntwein ver¬
arbeitet werden.

8 5.
Tie Bezugsvereinigung hat auf Antrag des Eigen¬

tümers binnen 4 Wochen nach Eingang des Antrags zu er¬
klären, welche bestimmt zu bezeichnende Mengen sie über¬
nehmen will . Für diejenigen Mengen , welche die Bezugs-
Vereinigung hiernach nicht übernehmen will , erlischt die
Äbsatzpflicht nach 8 2. Tas gleiche gilt , soweit die Bezugs-
Vereinigung eine Erklärung binnen der Frist nicht abgibt.

Alle Mengen ,die hiernach dem Absatz durch die Bezugs¬
vereinigung Vorbehalten sind, müssen von ihr abgenommen
werden. Ter Eigentümer hat der Bezugsvereinigung anzu¬
zeigen, von welchem Zeitpunkt ab er zur Lieferung bereit
ist. Erfolgt die Abnahme nicht binnen 4 Wochen nach diesem
Zeitpunkt , so rst der Kaufpreis vom Ablauf der Frist
ab mit 1 vom Hundert über den jeweiligen Reichsbank¬
diskont zu verzinsen. Mit dem Zeitpunkt , an dem die Ver¬
zinsung beginnt , geht die Gefahr des zufälligen Verderbens
oder der zufälligen Wertverminderung aus die Bezugsver¬
einigung über . Ter Eigentümer hat die zuckerhaltigen
Futtermittel bis zur Abnahme aufzubewahren, pfleglich
zu behandeln und in handelsüblicher Weise zu versichern.
Er erhält dafür eine Vergütung , die von dem Bundesrate
festgesetzt wird . Ter Eigentümer hat nach näherer Anwei¬
sung des Reichskanzlers Feststellungen darüber zu treffen, in
welchem Zustand sich die Gegenstände im Zeitpunkt des Ge-
fahrübergangs befinden ; im Streitfälle hat er den Zustand
nachzuweisen.

Tie Melasse darf auch nach dem Zeitpunkt des Gefahr¬
überganges (Abs. 2 Satz 4) ungetrennt von den übrigen
Melässemengen aufbewahrt werden, wenn die getrennte
Aufbewahrung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen
möglich ist. i . :

8 6.
Tie Bezugsvereinigung hat dem Verkäufer für die von

ihr abgenommenen Mengen einen angemessenen Ueber-
nahmepreis zu zahlen. Dieser Preis darf die vom Bundes¬
rate bestimmten Grenzen nicht übersteigen.

Ist der Verkäufer mit dem von der Bezugsvereinignng
gebotenen Preise nicht einverstanden , so setzt die zustän¬
dige höhere Verwaltungsbehörde den Preis endgültig fest.
Sie bestimmt darüber , wer die baren Auslagen des Ver¬
fahrens zu tragen hat . Bei der Festsetzung ist der Preis
zu berücksichtigen, der zur Zeit des Gefahrenüberganges (8 5
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•jW&s uaiBanâ ui \ i § ?a>i quna© in» iuhi uso, aaai ^

'- fe lq \ ®» kjS ') «aljjyi
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§ 2.
cttftättbe bec im § 1 genannten  Art bilrfen nur  durch

~S3eiitgSbereinigung bet beutfdjen 8a nb Wirte,  G . nt. b.
H. in B̂erlin abgefeftt Werben.

Eres gitt nicht:
1.  für Gegenstände, die vom Jnkmsttreten dieser Verordn

nung ab in der Hand desselben Eigentümers einen
Doppelzentner von jeder Art nicht übersteigen,'

2. für  Gegenstände, die Kommunalverbände oder die vom
Reichskanzler bestimmten Stellen (8 10) von der Be¬
zugsvereinigung zum Zwecke des Absatzes erhalten
haben;

3- für Gegenstände, die Händler von den Kommunalver¬
bänden oder von den vom Reichskanzler bestimmten
Stellen (8 11) zum Zwecke des Absatzes erhalten haben.
Etwa bestehende noch unerfüllte Lieferungsverträge be¬

gründen eine Ausnahme von dieser Vorschrift nicht.
8 3.

Wer Gegenstände der im 8 1 genannten Art bei Beginn
eines Kalendervierteljahres in Gewahrsam hat , hat die bei
Beginn eines jeden Kalendervierteljahrs vorhandenen Men¬
gen getrennt nach Arten und Eigentümern unter Nennung
der letzteren der Bezugsvereinigung der deutschen Landwirte
anzuzeigen. Wer solche Gegenstände im Getriebe seines Ge¬
werbes herstellt , hat anzuzeigen, welche Mengen er in dem
lausenden Kalendervierteljahre voraussichtlich Herstellen
wird . Tie Anzeigen sind jeweils bis zum 5. Tage jedes
Kalendervierteljahrs , erstmalig zum 5. Juli 1915, zu er¬
statten.

Tie Anzeigepflicht gilt nicht für die Fälle des 8 2
Absatz 2 sowie für Mengen, die der Anzeigepflichtige selbst
verbraucht.

Tie Bezugsvereinigung kann von den Fabriken jeder¬
zeit auch die Anzeige der vorhandenen Rohmaterialien ver¬
langen.

8 4.
Tic Eigentümer von Gegenständen der inu 8 1 genann¬

ten Art haben sie der Bezugsvereinigung auf Verlangen
käuflich zu überlassen und auf deren Abruf zu Verlader
Aus Verlangen der Bezugsvereinigung haben sie ihr Proben
gegen Erstattung der Portokosten einzusenden.

Ties gilt nicht für die imf8 2 Abs, 2 genannten Mengen
sowie für Mengen , die zum Verbrauch im eigenen Betriebe
des Eigentümers erforderlich sind.

Etwa bestehende noch unerfüllte Lieferungsverträge be-
griinden eine Ausnahme von dieser Vorschrift nicht.

8 5.
Tie Bezugsvereinigung hat auf Antrag des Eigen¬

tümers binnen vier Wochen nach Eingang des Antrags zu
erklären, welche bestimmt zu bezeichnende Mengen sie über¬
nehmen will . Für diejenigen Mengen, welche die Bezugs¬
vereinigung hiernach nicht übernehmen will , erlischt die
Absatzpflicht nach 8 2. Tas gleiche gilt , soweit die Bezugs-
Vereinigung eine Erklärung binnen der Frist nicht abgibt.

Alle Mengen, die hiernach dem Absatz durch die Be¬
zugsvereinigung Vorbehalten sind, müssen von ihr abge¬
nommen werden. Ter Eigentümer hat der Bezugsvereini¬
gung anznzeigen, von welchem Zeitpunkt ab er zur Liefe¬
rung bereit ist. Erfolgt die Abnahme nicht binnen 4 Wochen
nach diesem Zeitpunkt , so ist der Kaufpreis vom Ablauf
der Frist ab mit 1 v. H. über den jeweiligen Reichsbank¬
diskont zu verzinsen. Mt dem Zeitpunkt , an dem die
Verzinsung beginnt , geht die Gefahr des zufälligen Ver¬
derbens oder der zufälligen Wertverminderung auf die
Bezugsvereinigung über . Ter Eigentümer hat die Mengen
bis zur Abnahme aufzubewahren , pfleglich zu behandeln
und in handelsüblicher Weise zu versichern. Er erhält dafür
eine Vergütung , die von dem Bundesrate festgesetzt wird.
Ter Eigentümer hat nach näherer Anweisung des Reichs¬
kanzlers Feststellungen darüber zu treffen , in welchem Zu¬
stand sich die Gegenstände im Zeitpunkt des Gesahrüber-

ganges befinben; im  Streitfall hat er den Zustand nachzu¬
weisen. <

§ 6.
Die Bezugsvereinigung hat dem Verkäufer für die von.

ihr abgenommenen Mengen einen angemessenen Ueber-
nahmepreis zu zahlen. Dieser Preis darf die vom Bundes¬
rate bestimmten Grenzen nicht übersteigen.

Ist der Verkäufer mit dem von der Bezugsvereinigung ;
gebotenen Preise nicht einverstanden , so setzt die zuständige
höhere Verwaltungsbehörde den Preis endgültig fest. Sie
bestimmt darüber , wer die baren Auslagen des Verfahrens
zu tragen hat . Bei der Festsetzung ist der Preis zu berück¬
sichtigen, der zur Zeit des Gefahrüberganges (ß 5 Ahs. 2)
angemessen war . Ter Verpflichtete hat ohne Rücksicht auf
die endgültige Festsetzung des Uebernahmepreises zu liefern,
die Bezugsvereinigung vorläufig den von ihr für angemessen
erachteten Preis zu zahlen.

Erfolgt die Ueberlassung nicht freiwillig , so wird das
Eigentum auf Antrag der Bezugsvereinigung durch Anord¬
nung der zuständigen Behörde auf sie oder die von ihr in
dem Antrag bezeichnete Person übertragen . Tie Anordnung
ist an den Eigentümer zu richten. Das Eigentum geht über,
sobald die Anordnung dem Eigentümer zugeht.

■ , 8 7.
Tie Zahlung erfolgt spätestens 14 Tage nach Abnahme.

Für streitige Restbeträge beginnt diese Frist mit dem Tage,
an dem die Entscheidung der höheren Verwaltungsbehörde
der Bezugsvereinigung zugeht.

8 8 . . :■ I( ,,
Beim Verkaufe der im 8 1 genannten Gegenstände an r

den Verbraucher ist ein Ausschlag bis zu 7 vom Hundert
von den nach 8 6 zu zahlenden Preisen zuzüglich der
Transportkosten und anderer barer Auslagen zulässig. Von
dem Aufschlag entfallen auf die Bezugsyereinigung l!v. auf
den Weiterverkäufer */7. {

8 9. ' . v
Tie Bezugsvercinigung darf von dem Umsatz 2 vom

Tausend als Vermittelungsvergütung zurückbehalten. P '-l
Ter Reingewinn ist zur Beschaffung von Futtermitteln

aus dem Ausland zu verwenden. Ueber den etwa verbleiben¬
den Rest verfügt der Reichskanzler . . %

8 io . . ^ ; :
Tie Bezugsvereinigung darf die Gegenstände der im

8 1 genannten Art nur an Kommunalverbände oder an die >
vom Reichskanzler bestimmten Stellen nach den Weisungen
der Reichsfuttermittelstelle abgeben.

811 .
Tie Kommunalverbände oder die vom Reichskanzler be- <

stimmten Stellen haben ihren . Wnehmern für Weiterver¬
käufe bestimmte Bedingungen und Preise vorzuschreiben.

8 12.
Tie Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht für die >;

Heeresverwaltungen , die Marineverwaltung und die Zen-
tval -Einkaufs-Gesellschaft m. b. H.

Tie Vorschriften dieser Verordnung beziehen sich nicht
auf Gegenstände der im 8 1 bezeichneten Art , , die selbst
oder deren Rohstoffe nach dem 31. März 1915 aus dem
Ausland eingeführt worden sind.

, 8 13 . .v ,
Tic Landeszentralbehörden erlassen die Bestimmungen . ,

zur Ausführung dieser Verordnung . Sie bestimmen, wer als
höhere Verwaltungsbehörde und .als Kommunalverband im '
Sinne dieser Verordnung anzusehen istt .

8 14.
Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬

strafe bis zu fünfzehntausend Mark wird bestraft;
1. wer dem 8 stMwider Gegenstände der inH 8 1 genann-
j ten Art m anderer Weise als Mrch die Bezugsvereini

gnny der deutschen Landwirte absetzt; ' ...
2. wer die ihm nach 8 3 obliegenden Anzeigen nützt,in ster

gesetzten Frist erstattet oder wer wissend"
ständige oder unttchtige Angaben macht;

unvoll-



ustznMsqzo Sr?uvar?ounzsrg gun ulsgusfirlzo ^ s ;v Suniptgv
-söun ^ vapsK rsq smniaorzsriT Zsg usousHrlzaK msg snv
,hr ;jsy as ' ,vZsW ;ijnitz usurs , )vhzs ftvlpij ;3.l3K s»D

•ßmt^ xKj aayitmipj
-ag tiui lioCplijaJaft » » uia ij , Bit » 7,37 o u <s 7J tt <ji I3 3, <L

Mö;vvA USöUSM StpISlst Asunmtzsg asuasf uuvg SIT
qui.i usHs.l nk JjpiB  sah;

uv stzvA afpjacn zzgo ua;]üf]3gn?}3g ih3W mulvZjD t-rsguiih
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e) den Betrieben (§ 14 Abs. Id ) die festgesetzten Brot¬
getreide - oder Mehlmengen zu liefern.

8 16.
-Tie .Kommunalverbände haben unbeschadet des § 50

Abs . 1 und des 8 59 Abs. 2 auf Erfordern der Reichs¬
getreidestelle Auskunft zu geben und ihren Anweisungen
Folge zu leisten.

Al . Bewirtschaftung des Brotgetreides.
§ 17.

Tie Kommunalverbände haben auf Grund der Ernte¬
flächenerhebung nach der Bundesratsverordnung - Pom L0.
Juni 1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 331 ) und der Ermittlung der
Ernte nach den Schätzungen durch Sachverständige bis zum
1. August 1915 der Reichsgetreidestelle anzugeben - wie groß
die Ernteerträge ihres Bezirkes nach den einzelnen Getreide¬
arten zu schätzen sind . Sie haben ferner die Zahl der
Selbitversorger (8 6 Abs. lg ) und der versorgungsberech¬
tigten Bevölkerung mitzuteilen , sowie anzugeben , welche
Mengen als Laatgerreide in Betrieben der ims8 ?6 Abs. 1c
bezeichneten Art gezogen sind und voraussichtlich an Emp¬
fänger außerhalb des Kommunalverbandes geliefert worden,

. . 8 18. ' ■ .:■■* « < !
Jeder Kommunalverband hat unbeschadet des ihm nach

8 20. Abs. 1 Satz 2 zustehenden Rechtes dafür zu sorgen , daß
die beschlagnahmten Vorräte zweckentsprechend aufbewahrt
und ordnungsmäßig behandelt werden.

Ter Gemeindevorstand hat dafür zu sorgen , daß das
Saatgut (8 6 Abs. 1b , Abs. 3) ausbewahrt und zur Be¬
stellung wirklich verwendet wird . '

8 19: -
Aus dem Bezirk eines Kommunalverbanöes darf Brot¬

getreide , das ihm gehört oder für ihn beschlagnahmt ist,
vorbehaltlich der 88 5, 27 Abs. 2 nur mit Genehmigung der
Reichsgetreidestelle entfernt werden . Der Genehmigung be-
darf . es nicht , wenn es an die Reichsgetreidestelle oder zu
Saatzwecken .(Saatgetreide , Saatgut ) geliefert werden soll.

Ter Kommunalverband darf Brotgetreide oder Mehl an
die pach 8 14 Abs. I d bezeichneten Betriebe nur mit Ge¬
nehmigung der Rcichsgetreidestelle liefern . Er darf die
Verfütterung von Hinterkorn nur gemäß den Festsetzungen
der Reichsgetreidestelle (8 14 Abs. 1 g) zulassen.
• , 5- § 20:

Zeder Kommunalverband hat dafür zu sorgen , daß die
von der Rsichsgetreidestelle festgesetzten Mengen innerhalb
der bestimmten Fristen (§ 14  Abs . 1f ) ihr zur Verfügung
gestellt werden . Er kann verlangen , daß sie größere Mengen
und früher abnimmt ; das Verlangen muß ihr spätestens
zwei . Wochen vor dem beantragten Abnahmetermine zü-
gehen . >.

Auf . die festgesetzten Mengen ist anzurechnen, ' was aus
dem Bezirke des Kommunalverbandes an die Reichsgeiretde --
stelle geliefert worden ist . Saatgut , das in den Bezirk eines
anderen Kommunalverbandes geliefert worden ist, wird un ¬
gerechnet , wenn die Reichsgetreidestelle der Lieftrung zu-
stimmt.

8 21.
, Ter Kommunalverband kann die festgesetzten Brotge¬

treidemengen (8 14 Abs. 1f ) auf eigne . Rechnung erwerben
und gls Verkäufer an die Reichsgetreidestelle nach deren
Geschäftsbedingungen liefern . > • m

Macht er hiervon keinen Gebrauch , so bestellt die Reichs --
getreidestelle für seinen Bezirk auf seinen Vorschlag eisten
oder mehrere Kommissionäre - durch die der Ankach erfoW.
Ter Kommunalverband kann verlangest , daß er selbst oder
die von ihm bezeichneten Personen als Kommtsfionäre be°
stellt werden . . . : . v , ; . -

**> § 22. iü ’j ; 'y-psKr
Liefert ein Kommunalverband die festgesetzten Mengen

(8 14 Abs . 1f ) innerhalb der bestimmten Frist nicht oder
nicht idollstäudig ab , so kann die Reichsgettridestelle die
fehlende Menge in seinem Bezirk unmittelbar erwerben -.
Für diesen Fall gilt 8 21 Abs . 2 nicht.

! . 8 23.
Bei Beschaffung der Brotgetreidemengen (z 14 Ms

1s , f) ist der im Kommunalverband ansässige Handel mög¬
lichst zu berücksichtigen.

■ 8 24.
Ergibt sich in einem Kommunalverbande nach Abliefe-

rstng der festgesetzten Mengen (8 14 Abs . 1f ) ein Ueberschuß
an Brotgetreide und Mehl überfeinen Bedarssanteil , so hat
er de» Überschuß der Reichsgetreidestelle anzumelden und

.nach ihE Aufforderung zur Verfügung zu stellen . Tie
Vorschriften der 88 21, 22 finden Anwendung.

«ä § 25.
Zedrr Kommunalverband hat ans Erfordern der Reichs-

getreidestzeffe nach einem von dieser festgestellten Vordruck
anzuzeiMchiwieviel Brotgetreide und Mehl im letzten Monat
ist fein Eigentum übergegangen und aus seinem Bezirke
herausgegangen ist , sowie welche außergewöhnlichen Ver¬
änderungen an den Vorräten seines Bezirkes eingetreten
sind.

8 26.
! Jedex K̂vmmunalverband hat der Landeszentralbehörde

bis zum 15. Juli 1915 zu erklären , ob er mit dem für ihn
beschlagnahmten Brotgetreide bis zur Höhe seines Beöarfs-
astteils (8 14 Ms . 1 e) selbst Wirtschaften will . Tie Landes¬
zentralbehörde hgt ihm die Selbstwirtschaft zu gestatten,
wenn er nachweist , daß er zu ihrer Durchführung , insbeson¬
dere zur geeigneten Finanzierung und zur Lagerung der
Vorräte in der Lage ist, und daß er den Vorschriften des
8 48 genügt . Tie ' Landeszentralbehörde hat der Reichsge¬
treidestelle bis zum 1. August 1915 die Kommunalverbände
mitzuteilen , welche sie als Selbstwitlschafter anerkannt hat.

!i Tie Reichsgetreidestelle hat den selbstwirtschaftenden
Kommunalverbänden auf Verlangen bei der Lagerung der
Vorräte soweit wie möglich behilflich zu sein ; sie kann sie
bü der Finanzierung in geeigneten Fallen unterstützen.

Stellt sich nachträglich heraus , daß ein Kommnnalver-
band den Verpflichtungen der Selbstwirtschaft nicht genügt,
so kann ihm die Landeszentralbehörde das Recht der Selbst-
Wirtschaft entziehen . Sie hat dies der Reichsgetreidestelle
mitzuteilcn.

8 27.
Jeder sclbstwirtschaftende Kommunalverband hat da¬

für zu sorgen , daß das zur Versorgung seiner Bevölkerung
erforderliche Brotgetreide und Mehl rechtzeitig zur Ver¬
fügung steht.

Brotgetreide , das ihm gehört oder für ihn beschlag¬
nahmt ist, darf außer in den Fällen des 819 Abs. 1 vorüber¬
gehend auch zum Zwecke des Ausmahlens oder der Trock¬
nung aus feinem Bezirk entfernt werden ; bei beschlagnahm¬
tem Brotgetreide bedarf es hierzu der Zustimmung des
Kommrnnilherbkurdes (8 2).

; v, § 28.
T «n -felhsttyiMchgftenden Kommunalverbänden ist bei

der Festsetzung dergbzuliefernden Brotgetreidemengen (8 14
Abs .1 RpNiBedaWanteil freizulasscn.

In Fällen dringenden Bedürfnisses kann die Reichs-
getreidestslle Sie Lieferung von Brotgetreide vorübergehend
auch aus dem BeSarfsastteile verlangen . Sie hat diese
Mengen dem Kommunalverbande sobald wie möglich in
Brotgetreide zurückzuliefern.

I chr -y ' : § 20.
Tie Reichsgetreidestelle hat einem selbstwirtschaftenöen

KpmmunKverhgnd aus Verlangen in Fällen dringenden Be¬
dürfnisses;

g ) vorübergehend Mehl zu liefern ; die entsprechenden
Mengen find sobald wie möglich zurückzuliefern:

b) gegen Lieftrung von Roggen Weizen oder umgekehrt
| zu liefern;

c) durch Abnahme feuchten Brotgetreides oder Trocknung
gegen angemessenes Entgelt behilflich zu fein.

- 8 30 . • '
Kommunalverbände , die nicht selbst wirtschaften , haben
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§ 31.
Tas Eigentum an den beschlagnahmten Vorräten kann

auf Antrag durch Anordnung der zuständigen Behörde der
im Antrag bezeichneten Person übertragen werden. Ter
Antrag wird von dem Kommunalverbande, für den beschlag¬
nahmt ist, in den Fällen des 8 31 Abs. 3, 8 23 von der
Reichsgetreidestellegestellt.

8 33.
Bei Unternehmern landwirtschaftlicherBetriebe ist vor

der Enteignung festzustellen, welche Vorräte sie nach dem
Maßstab des 8 6 für die Zeit bis zum 15. August 1916 zur
Ernährung und als Saatgut nötig haben.

Bei Unternehmern landwirtschaftlicher Betriebe ist
ferner das in ihrem Betriebe gewachsene Saatgetreide fest¬
zustellen, wenn sie sich in den letzten zwei Jahren mit dem
Verkaufe von Saatgetreide befaßt haben.

Tiefe Vorräte sind auszusondern und von der Enteig¬
nung auszunehmen; sie werden mit der Aussonderung von
der Beschlagnahme frei.

8 33.
Tie Anordnung, durch die enteignet wird, kann an den

einzelnen Besitzer oder an alle Besitzer des Bezirkes oder
eines Teiles des Bezirkes gerichtet werden; im ersteren
Falle geht das Eigentum über, sobald die Anordnung dem
Besitzer zngeht, im letzteren Falle mit Ablauf des Tages
nach Ausgabe des amtlichen Blattes , in dem die Anordnung
amtlich veröffentlicht wird.

8 34.
Ter Erwerber hat für die überlassenen Vorräte einen

angemessenen Preis zu zahlen.
Bei Gegenständen, für die Höchstpreise festgesetzt sind,

wird der Uebernahmepreis unter Berücksichtigung des zur
Zeit der Enteignung geltenden Höchstpreises sowie der Güte
und Verwertbarkeit der Vorräte nach Anhörung von Sach¬
verständigen von der höheren Verwaltungsbehörde endgültig
festgesetzt. Sie bestimmt darüber, wer die baren Auslagen
des Verfahrens zu tragen hat.

Bei Gegenständen, für die keine Höchstpreise festgesetzt
sind, tritt an Stelle des Höchstpreises ein Preis , der unter
Berücksichtigungder tatsächlich gemachten Aufwendungen
und, soweit dies nicht möglich ist, durch Schätzung zu er¬
mitteln ist.

8 35.
Ter Besitzer hat die Vorräte, die er freihändig übereig¬

net hat oder die bei ihm enteignet sind, zu verwahren und
pfleglich zu behandeln, bis der Erwerber sie in seinen Ge¬
wahrsam übernimmt. Dem Besitzer ist hierfür eine ange¬
messene Vergütung zu gewähren, die von der höheren Ver¬
waltungsbehörde endgültig festgesetzt wird.

8 36.
Ueber Streitigkeiten, die sich bei dem Enteignungsver¬

fahren und aus der Verwahrungspflicht (8 35) ergeben, ent¬
scheidet endgültig die höhere Verwaltungsbehörde.

Ueber Streitigkeiten, die sich aus der Lieferung (8 14
Abs. 1 s, 88 20 bis 22, 8 24) zwischen der Reichsgetreidestelle
und einem Kommunalverband ergeben, entscheidet endgültig
ein Schiedsgericht. Das Nähere hierüber bestimmt der
Reichskanzler.

8 37.
Wer das ihm als Saatgut belassene Brotgetreide lß 32

Abs. 1) oder das ihm belassene Saatgetreide (8 32 Abs. 2)
ohne Genehmigung der zuständigen Behörde zu anderen
Zwecken verwendet, oder wer der Verpflichtung des 8 35,
Vorräte zu verwahren und pfleglich zu behandeln, zuwider¬
handelt. wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit
Geldstrafe bis zu zehntausend Mark bestraft.

IV. Ausmahlen und Mehlverkehr.
8 38.

Tie Mühlen haben das Brotgetreide zu mahlen, das die
Reichsgetreidestelle oder der Kommunalverband, in dessen
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Bezirke sie liegen , ihnen zuineist . Sie yahen Vas ihnen An¬
gewiesene Brotgetreide urtft das daraus ermahiene Mehl
zu verwahren und pfleglich zu behandeln.

Weigert sich eine Mühle, so kann die zuständige Behörde
die erforderlichen Arbeiten auf deren Kosten mit den Mitteln
des Mühlenbetriebs durch einen Dritten vornehmen lassen.

8 39.
Selbstwirtschaftende Kommunalverbände dürfen Brot¬

getreide bis zur Höhe ihres Bedarfsanteils abzüglich des
Saatguts ausmahlen lassen; das jeweils zur Verfügung
des Kommunalverbandes stehende Mehl darf jedoch den
Mehlbedarf von zwei 'Monaten nicht übersteigen.

Im übrigen dürfen Kommunalverbände nur mit Zu¬
stimmung der Reichsgetreidestelle ausmahlen lassen.

8 40.
Die Reichsgetreidestelle kann Mahllöhne und Vergütun¬

gen für die Verwahrung und Behandlung festsetzen. Die Fest¬
setzung von Mahllöhnen ist auch für die Fälle zulässig, für
die eine Mahlpflicht nicht besteht.

Soweit die Reichsgetreidestelle keine Mahllöhne oder
Vergütungen festgesetzt hat, können die höheren Verwal¬
tungsbehörden dies tun.

8 41.
Ein Kommunalverband darf Mehl ohne Genehmigung

der Reichsgetreidestelle nur innerhalb seines Bezirkes ab¬
geben. Tre Rücklieferungvon Mehl an die Reichsgetreide¬
stelle nach 8 29 a wird hiervon nicht berührt.

8 42.
Wird Brotgetreide von einem Kommunalverband oder

einem Selbstversorger zum 'Ausmahlen zugewiesen, so ist
die Kleie auf Verlangen an den Kommunalverbandoder den
Selbstversorger zurückzugeben.

Tie Reichsgetreidestellehat die beim Ausmahlen ihres
Getreides entfallende Kleie der Bezugsvereinigung der deut¬
schen Landwirte, G. m. b. H. zur Verfügung zu stellen.
Derselben Stelle haben die Mühlen die Kleie zur Verfügung
zu stellen, die in ihrem Eigentums steht.

Tie aus dem Brotgetreide der Heeresverwaltungen und
der Marineverwaltung entfallende Kleie ist der Bezugsver¬
einigung der deutschen Landwirte, G. m. b. H. zur Ver¬
fügung zu stellen, soweit sie nicht von diesen Verwaltungen
für den eigenen Bedarf beansprucht wird.

8 43.
Die Bezugsvereinigung der deutschen Landwirte, G. m.

b. H. hat die Kleie nach den Weisungen der Reichsfutter-
mittelstelle an die Kommunalverbände und eine von der
Reichsfuttermittelstelle bestimmte Menge an die von dieser
bestimmten gewerblichen Betriebe abzugeben.

8 44.
Für die Abgabe der Kleie an die Kommunalverbände

sind folgende Grundsätze maßgebend:
a) jeder Kommunalverbanderhält soviel Kleie, als dem in

seinem Bezirke beschlagnahmtenBrotgetreide bis zur
Höhe seines Bedarssanteils entspricht;

b) von der verbleibenden Kleie wird die eine Hälfte nach
dem Verhältnis des Ergebnisses der Brotgetreideernte
1915, die andere Hälfte nach dem Verhältnis des Bieh-
standes auf die Kommunalverbändeverteilt;

c) von der Kleie, die hiernach auf den einzelnen .Kom¬
munalverband entfällt , wird die Kleie abgezogen, die
beim Ausmahlen des im 8 42 Abs. 1 bezeichneten Brot¬
getreides entfällt
Tie näheren Bestimmungen erläßt die Reichsfuttev-

mittelstelle.
8 45.

Die Kommunalverbände haben die ihnen nach 83 42,
44 zufallende Kleie in wirtschaftlich zweckmäßiger Weise
abzugeben.

8 46.
Wer den Vorschriften des § 38 Abs. 1 zuwiderhandelt

oder wer höhere als die festgesetzten Mahllöhne oder Ver¬
gütungen (8 40) fordert oder sich gewähren läßt, wird mit
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o) die Hafervorräte, die am Tage der VorratLermitte-
lung vom Herbst 1915 in seinem Bezirke vorhanden
waren;

b) die Hafermenge, die in seinem Bezirke zu Saatzwecken
in Anspruch genommen wird;

c) die Zahl der Einhufer und Zuchtbullen seines Bezirkes;
d) die Hafervorräte, die in seinem Bezirke für die Ab¬

gabe an die Zentralstelle (8  17) übrig bleiben.
Tie Landeszentralbehördenhaben binnen zwei Wochen

nach dem gemäß Abs. 1 vom Reichskanzler festgesetzten
Zeitpunkt der Zentralstelle eine entsprechende Uebersicht, ge¬
trennt nach Kommunalverbänden, einzusenden.

8 22.
Ueber Streitigkeiten, die bei der Verbrauchsregelung

(8  16) entstehen, entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde
endgültig.

IV. Ausländischer Hafer.
8 23.

Tic Vorschriften dieser Verordnung beziehen sich nicht
auf Hafer, der nach dem 16. Februar 1915 aus dem Aus¬
land eingeführt worden ist.

Als Ausland im Sinne dieser Bestimmung gilt nicht
das besetzte Gebiet. Hafer, der aus dem besetzten Gebiet
eingeführt wird, darf nur an die Heeresverwaltungen, die
Marineverwaltung und die Zentralstelle zur Beschaffung
der Heeresverpslegung geliefert werden.

V. Aussührungsbestimmungen.
8 24. '

Tie Landeszentralbehörden erlassen die erforderlichen
Aussührungsbestimmungen. Sie bestimmen, wer als Ge-
metndevorstand, als Kommunalverband, als zuständige Be¬
hörde und als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne dieser
Verordnung anzusehen ist.

8 25.
Wer den von den Landeszentralbehörden erlassenen

Aussührungsbestimmungen zuwidcrhandelt, wird mit Ge¬
fängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis
zu fünfzehnhundert Mark bestraft.

VI. S chl u ß b e st i m m u n g e n.
8 26.

Diese Verordnung tritt an die Stelle der Verordnungen
vom 13. Februar 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 81), vom 24.
März 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 182) und vom 31. März
1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 200).

Ter Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft¬
tretens und des Außerkrafttretens der Verordnung.

8 27.
Vorräte von Hafer und Mengkorn aus Hafer und

Gerste,die bei Inkrafttreten dieser Verordnung auf Grund
der Verordnung vom 13. Februar 1915 (Reichs-Gesetzbl.
S .81) noch für das Reich beschlagnahmt sind, sind mit dem
Inkrafttreten dieser Verordnung für den Kommunalverüand
beschlagnahmt, in dessen Bezirk sie sich befinden.

Berlin , den 28. Jnni 1915.
Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

Delbrück . *

Bekanntmachung
über den Verkehr mit Kraftfutte rmrtteln.

Vom 28. Juni 1915.
Ter Bundesrat hat auf Grund deß Z 3 des Gesetzes über

die Ermächtigungdes Bundesrats zu wirtschaftlichen Maß¬
nahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:

8 1.
Ten Vorschriften dieser Verordnung unterliegen fol¬

gende Futtermittel und Hilssstoffe sowie die daraus her-
gestellten Mischsutter: 7

’A. RVncw.exXex.
Mats,
Johannisbrot (auch geschrvtenl,
Ackerbohnen,
Sojabohnen,
Lupinen,
Wicken,
Gemenge von Hülsenfrüchten (ohne Getreide).

B. Abfälle der Müllerei.
Erdnußschalenunb -kleie,
Haserspelsen (Haferhülsen),
Hirseschalen,
Reiskleie und -spelzen,
Haferkleie,
Reisfuttermehl,
Haferfuttermehl,
Erbsenschalen und -kleie,
GraupenfuAer,
GerstenAeie,
Maisabfälle (Homco, Homir.i, Mrizena usw.).

C. Abfälle der Stärkefabrikation und der
Gärungsgewerbe.

Kartoffelpülpe (getrocknet),
Getreioetreber, getrocknet,
Roggenschlempe, getrocknet, v
Biertreber, getrocknet,
Malzkeime, getrocknet,
Maisschlempe, getrocknet,
Hefe, getrocknet(als Viehfutter).

D. Oelkuchen.
Ravisonkuchen,
Hederichkuchrn,
Rübsenkuchen,
Leindotterkuchen,
Rapskuchen,
Hanfkuchen,
Nigerkuchen,
Sonnenblumenkuchen.
Mohnkuchen, > '
Palmkernkuchen. .
Sesamkuchen,
Sesamkuchen, in Teütschland geschlagen,
Sojabohnenkuchen,
Leinkuchen,
Kokoskuchen,
Maiskuchen,
Maiskeimkuchen,
Baumwollsaatkuchen,
Erdnußkuchen,
Mehle aus Oelkuchen.

E . Oelmehle (durch Extraktion gewonnen ).
Palmkernmehl und -schrot,
Raps- und Rübsenmehl,
Leinmehl und -schrot,
Kokosmehl und -schrot,
Sojamehl und -schrot. f

F . Tierische Produkte und Abfälle.
Tierkörpermehl, Kadavermehl,
Heringsmehl,
Walfischmehl,
Mischfuttermehl, Torschmehl, fettreich,
Fischfuttermehl, Dorschmehl, fettarm,
Fleischkuchen,
Fleischkuchen, gemahlen,
Blntmehl,
Fettgrieben,
Fleischfuttermehl.

G. Hilfsstoffe.
Torsstreu, ,
Torfmull,
Futterkalk, kohlensaurer und phosphorsaurer, fertig prä-i

pariert.
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Wer eine ifjrn nach § 5 obliegenbe  Anzeige nicht in
bet gefegten Stift  erstattet oder Iviffentlieh unbotlftäw
bige ober unrichtige Hingaben macht.

II. Enteignung.
§ 10 .

Erfolgt bie  Übereignung des beschlagnahmten Hafers
nicht freiwillig (§ 6 Abs. 1), fo  kann das Eigentum daran
durch Anordnung der zuständigen Behörde auf den Kom-
munalverband übertragen werden, in dessen Bezirk er sich
befindet. Beantragt dieser die llebereignung an eine andere
Person, so ist das Eigentum aus letztere zu übertragen; sie
ist in der Anordnung zu bezeichnen.

Bei der Enteignung sind dem Besitzer zu belassen:
a) für jeden Einhufer und für jeden Zuchtbullen (8 6

Abs. 2 a) eine vom Bundesrate zu bestimmende Menge;
dabei sind die Mengen anzurechnen, die seit der Be¬
schlagnahme verfüttert worden sind (8 6 Abs. 2 a) ;

b) das zur Frühjahrsbestellungerforderliche Saatgut nach
dem Maßstab von 8 6 Abs. 2 b;

c) der in seinem Betriebe gewachsene Saathafer , wenn
sich der Besitzer in den letzten zwei Jahren mit dem
Verkaufe von Saathafer befaßt hat. Die bestimmungs¬
mäßige Verwendung ist zu überwachen.
Ter Gemeindevorstand ist verpflichtet, dafür zu sorgen,

daß das Saatgut ausbewahrt und zur Frühjahrsbestellung
wirklich verwendet wird. ;

§ 11.
Tie Anordnung, durch die enteignet wird, kann an den

einzelnen Besitzer oder an alle Besitzer des Bezirkes oder
eines Teiles des Bezirkes gerichtet werden; im elfteren
Falle geht das Eigentum über, sobald die Anordnung dem
Besitzer zugeht, im letzteren Falle mit Ablauf des Tages
nach Ausgabe des amtlichen Blatter , in dem die Anordnung
auttlich veröffentlicht wird. r

§ 12.
Ter Uebernahmepreis wird unter Berücksichtigung des

Höchstpreises für Hafer sowie der Güte und Verwertbarkeit
der Vorräte nach Anhörung von Sachverständigenvon der
höheren Verwaltungsbehörde endgültig festgesetzt. Sie be¬
stimmt darüber, wer die baren Auslagen des Verfahrens zu
tragen hat.

Weist der Besitzer nach, Laß er zulässigerweise Vorräte
zu einem höheren Preise als dem Höchstpreis erworben bat.
so ist statt, des Höchstpreises der Einstandspreis zu berück¬
sichtigen.

8 13.
Ter Besitzer hat die Vorräte, di: er freihändig über¬

eignet hat oder di: bei ihm enteignet sind, zu verwahren
und pfleglich zu behandeln, bis der Erwerber sie in seinen
Gewahrsam übernimmt. Dem Besitzer ist hierfür eine ange¬
messene Vergütung zu gewähren, die von der höheren B :r-
waltungsbehörde endgültig festgesetzt wird.

8 14.
Ueber Streitigkeiten, die sich bei dem Enteignungs¬

verfahren und aus der Verwahrungspflicht (8 13) ergeben,
entscheidet endgültig die höhere Verwaltungsbehörde.

8 15.
Wer den ihm als Saatgut zur Frühjahrsbestellung

belassenen Hafer (8 10 Ws . 2 b) oder den ihm belassenen
Saathafer (8 10 Abs. 2 c) ohne Genehmigung der zuständigen
Behörde zu anderen Zwecken verwendet, oder wer der Ver¬
pflichtung des 8 13, Vorräte zu verwahren und pfleglich
zu behandeln, zuwiderhandelt, wibd mit Gefängnis bis zu
einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu zehntausendMark
bestraft. - ,

III. Verbranchsregelung.
8 16.

Die Kommunalverbändehaben innerhalb ihrer Bezirke
mit den ihnen gehörigen, ihnen übereigneten (8 10) oder
überwiesenen(8 17) Vorräten den erforderlichenAusgleich

I Aiutfcfyen bat Rattern butt (£iitt)ufetn übet  Zuchtbullen und
I Unternehmern  landwirtschaftlicher Betriebe herbetzuführen,

derart , daß diese Personen bie nach § 10  zu berechnenden
Mindestmengen für  Fütterung und Vlusfaat  erhalten.

Jedoch dürfen die Kommunatverbände von den zu
diesem Ausgleich bestimmten Mengen in besonderen Fällen
unter entsprechender Kürzung der auf die Einhufer entfallen¬
den Mengen auch an Besitzer von anderen Spann - und
Zuchttieren Hafer abgeben.

8 17.
Tie Kommunalverbände haben, soweit die in ihren

Bezirken vorhandenen Vorräte für den im 8 16 vorgesehenen
Ausgleich nicht erforderlich sind (Ueberschußver-
bände ), auf Erfordern der Reichsfuttermittelstelle den
Ueberschuß der Zentralstelle zur Beschaffung der Heeres¬
verpflegung zur Verfügung zu stellen.

Tiefe deckt hieraus den ihr mitgeteilten Bedarf:
1. der Heeresverwaltungen und der Marineverwaltung;
2. derjenigen Kommuualverbäude, in deren Bezirk sich

nicht die nötigen Mindestmengen an Hafer und Saat¬
gut befinden (Zuschußverbände ) ;

3. der Nährmittelsabriken, die Hafer verarbeiten.
Tie Reichsfuttermittelstelle kann mit Zustimmung ihres

Beirats Futterzulagen für Bergtverks- und Gestütspferde
sowie für Deckhengste gewähren.

Ausnahmsweise kann sie auf Anordnung des Reichs¬
kanzlers oder mit Zustimmung des Beirats im Falle eines
dringenden Bedürfnisses:

a) Futterzulagen auch für andere Pfeboe bewilligen;
L) wissenschaftlichen Anstalten und sonstigen Unterneh¬

mungen, die für ihre Zwecke Hafer nicht entbehren
können, geringe Mengen überiveisen.
Endlich kann sie Hafer, der zur Verfütterung an Pferde

nicht mehr geeignet ist, zu anderweiter Verwendung ab¬
geben.

8 18.
Ter Bedarf der Heeresverwaltungen und der Marine-

veiwaltung wird entsprechend den von diesen Verwaltungen
eingehenden Anmeldungen durch die Reichsfuttermittelstclle
bei den Kommunalverbänden angesordert.

Nötigenfalls ist die Reichsfuttermittelstelle befugt, von
Ueberschußvcrbäuden mehr als deren Ueberschuß über den
Eigenbedarf sowie auch von ZuschußverbändenHafer an¬
zufordern, soweit sich Hafervorräte im Bezirke dieser Ver¬
bände Lesinden, die der Enteignung unterliegen. Tie ge¬
lieferten Mengen werden später auf Antrag dem liefern¬
den Verbände bis zur Höhe seines Mindestbedarss zurück-
crstattet.

Tie Verbände haben auf Verlangen der Reichsfutter-
mittelstelle dafür zu sorgen, daß der in ihrem Bezirke vor¬
handene Hafer ausgedroschen wird (8 3).

8 19.
Ten Nährmittelsabriken wird von der Reichsfutter-

mrttelstclle auf Antrag der nachgewiesene Jahresverbrauch
an Hafer im Durchschnittder letzten beiden Geschäftsjahre
vor Ausbruch des Krieges oder ein Bruchteil davon zuge¬
teilt . Tie Zuteilung kann nur nach Maßgabe der jeweils
verfügbaren Bestände und nicht vor dem 1. November 1915
beansprucht werden.

8 20.
Für die nach den 88 16 bis 19 gelieferten Mengen ist

der Einstandspreis zu vergüten. Als Einstandspreis gilt
der dem Besitzer gezahlte Preis (vgl. 8 12) zuzüglich einer
Entschädigung für Vermittelung, Sackleihgebühr und son¬
stige Unkosten, die jedoch6 Mark für die Tonne zuzüglich der
durch Zusammenstellungkleinerer Lieferungen zu Sammel¬
ladungen nachweislich entstandenen Vorfrachtkosten in kei¬
nem Falle überschreiten darf. Alle übrigen Frachtkosten
trägt der Empfänger.

8 21.
Jeder Kommunalverbandhat bis zu einem vom Reichs-
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Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
fünfzehnhundert Dtark bestraft . Ebenso wird bestraft , wer
der Vorschrift des 8 42 Abs . 2 Satz 2 zuwiderhandelt.

V. Verbrauchsregelung.
§ 47.

Die Kommunalverbände haben den Verbrauch der Vor¬
räte in ihrem Bezirke zu regeln , insbesondere die Verteilung
von Mehl an Bäcker , Konditoren und Kleinhändler vorzu¬
nehmen . Dabei darf insgesamt nicht mehr Mehl abgegeben
werden , als die von der Reichsgetreidestelle für den Zeit¬
raum festgesetzte Menge.

Grieß , Graupen , Teigwaren sowie Kinder - und Kraft¬
mehle fallen nicht unter diese Verbrauchsregelung ; die
Reichsgetreidestelle kann bestimmen , was als Grieß , Grau¬
pen , Teigwaren , Kinder - und Kraftmehl anzusehen ist.

8 48.
Tie Kommunalverbände haben zu diesem Zwecke ins¬

besondere
a ) Händlern , Bäckern und Konditoren die Abgabe von

Mehl und Backwaren außerhalb des Bezirkes ihrer ge¬
werblichen Niederlassung vorbehaltlich der Vorschrift
dös ß tl4 Abs . 1 d zu verbieten ; soweit es besondere wirt¬
schaftliche Verhältnisse erfordern , darf der Kommunal¬
verband Ausnahmen von dem Verbote zulassen;

b) eine Mehlverteilungsstelle für ihren Bezirk einzu-
richten;

c) durch Ausgabe von Brotkarten oder Brotbüchern eine
Verbrauchsregelung einzusühren , die den Verbrauch des
einzelnen wirksam erfaßt;

d) ausreichende Maßnahmen zur Kontrolle der Selbst¬
versorger (8 6 Abs . 1a ) zu treffen.

8 49.
Tic Kommunalverbände können zu diesem Zwecke ferner

insbesondere
a ) anordnen , daß nur Backwaren von bestimmter Zu¬

sammensetzung , Größe und Gewicht bereitet werden
dürfen , und Preise hierfür festsetzen;

b) das Mahlen des Brotgetreides auch in solchen
Mühlen gestatten , die das vom Bundesrat oder von der
Rcichsgetreidestelle bestimmte Ausmahlverhältnis
nicht erreichen , aber wenigstens bis zu siebzig vom
Hundert ausmahlen können ; in diesem Falle sind sie
befugt , das Ausmahlverhältnis entsprechend festzu¬
setzen;

c) die Abgabe und die Entnahme von Mehl und Back¬
waren auf bestimmte Abgabestellen und Zeiten sowie in
anderer Weise beschränken;

d) nähere Bestimmungen mit Genehmigung der höheren
Verwaltungsbehörde darüber erlassen , wer als Selbst¬
versorger (8 6 Abs. 1a ) anzusehen ist.

8 50.
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen bestimm-

ten höheren Verwaltungsbehörden können den Geschäfts¬
betrieb der Kommunalverbände beaufsichtigen und die Art
der Regelung (88 47 bis 49) vorschreiben.

Tie Reichsgetreidestelle kann für die Versorgung be¬
stimmter Berufe oder bestimmter Gruppen von Personen
besondere Regelungen vorschreiben und das Nähere be¬
stimmen.

8 51.
Zur Durchführung dieser Maßnahmen (88 47 bis 50)

sollen in den Kommunalverbänden besondere Ausschüsse
gebildet werden.

8 62.
Tie Kommnnalverbände haben den Preis für das von

ihnen abgegebene Mehl so festzusetzen, daß ihre Kosten
gedeckt werden . Etwaige Ueberschüsse sind für die Volks-
ernührung zu verwenden.

8 53.
Die Kommunalverbände können in ihrem Bezirke Lager¬

räume für die Lagerung der Vorräte in Anspruch nehmen.

Tie Vergütung setzt die höhere Verwaltungsbehörde end¬
gültig fest.

8 54.
Tie Kommunalverbände können den Gemeinden die

Regelung des Verbrauchs für den Bezirk der Gemeinde über¬
tragen . Soweit den Gemeinden die Regelung des Verbrauchs
übertragen wird , gelten die 88 47 bis 53 für die Gemeinden
entsprechend.

Gemeinden , die nach der letzten Volkszählung mehr als
zehntausend Einwohner hatten , können die Uebertragung
verlangen.

8 55.
Tie Landeszentralbehörden können Bestimmungen über

das Verfahren beim Erlasse der Anordnungen treffen . Diese
Bestimmungen können von den Landesgesetzen abweichen.

8 56.
Ueber Streitigkeiten , die bei der Verbrauchsregelung

(88 47 bis 54) entstehen , entscheidet die höhere Verwaltungs¬
behörde endgültig.

8 57.
Wer den Anordnungen zuwiderhandelt , die ein Kom¬

munalverband oder eine Gemeinde , der die Regelung ihres
Verbrauchs übertragen ist , zur Durchführung dieser Maß¬
nahmen erlassen hat , wird mit Gefängnis bis zu sechs Mo¬
naten oder mit Geldstrafe bis zu fünfzehnhundert Mark
bestraft.

VI . Ausführungsvorschriften.
8 58.

Erweist sich der Inhaber oder Betriebsleiter eines Ge¬
schäfts in der Befolgung der Pflichten unzuverlässig , die
ihm durch diese Verordnung oder die dazu erlassenen Aus-
sührungsbestimmungen auserlegt sind , so kann die zustän¬
dige Behörde das Geschäft schließen.

Sic kann einem landwirtschaftlichen Unternehmer , der
sich in der Verwendung seiner Bestände (88 6, 32) unzuver¬
lässig erweist , das Recht der Selbstversorgung entziehen und
seine Bestände abweichend von der Vorschrift des 8 32
dem Kommunalverband übereignen.

Gegen die Verfügung ist Beschwerde zulässig . Ueber die
Beschwerde entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde end¬
gültig . Tie Beschwerde bewirkt keinen Aufschub.

8 59.
Tie Landeszentralbehörden erlassen die erforderlichen

Ausführungsbestimmungen.
Sie können besondere Vermittlungsstellen errichten,

denen die Unterverteilung und die Bedarfsregelung in ihrem
Bezirk obliegt.

8 60.
Wer den von den Landeszentralbehörden erlassenen

Ausführungsbestimmungen zuwiderhandclt , wird mit Ge¬
fängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
fünfzehnhundert Mark bestraft.

8 61.
Tie Landeszentralbehörden bestimmen , wer als Kom¬

munalverband , als Gemeinde , als Gemeindevorstand , als
zuständige Behörde und als höhere Verwaltungsbehörde im
Sinne dieser Verordnung anzusehen ist.

Sollen Kommunalverbände , die verschiedenen Bundes¬
staaten angehören , als ein Kommunalverband im Sinne
dieser Vorschrift bestimmt werden , so ist die Zustimmung
des Reichskanzlers erforderlich.

VII . Uebergangs - und Schlußvorschristen.
8 62.

Tie Verordnung über die Regelung des Verkehrs mit
Brotgetreide und Mehl vom 25. Januar 1915 (Reichs -Ge-
setzbl. S . 35) sowie die Aenderung dieser Verordnung vom
6. Februar 1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 65) treten mit dem
15. August 1915 außer Kraft mit der Maßgabe der 88 63
bis 67 . Ter Reichskanzler kann bestimmen , daß und an
welchem Tage einzelne Vorschriften früher außer Kraft
treten.
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arfr a& eftltitutun &e »t, tote  tum Ä » mmunaIt »etXxiJtOeit über
&enicirtben auf & runO 6 er SBerorönun (3 lium 25 . Januar
1915 über  die Verbrauchsregelung getroffen sind, bleiben in
Kraft. Soweit sie mit den Vorschriften dieser Verordnung'
nicht in Einklang stehen, sind sie bis "zum 16. August
1915 zu ändern oder zu ergänzen. Zuwiderhandlungen gegen
die bisherigen Bestimmungen, soweit diese in Kraft bleiben,
werden nach § 57 dieser Verordnung bestraft.

§ 64.
Wer mit dem Beginne des 16. AugEldE Vorräte

früherer Ernten an Roggen, Weizen, Spetz WknM , Fesen)"
sowie Emer und Einkorn, allein odestMD anderem Ge

in Gewahrsam hat, ist verpflichtet, sie dem KvmMunalver
bände des Lagerungsorts bis zum 20. August 1915, ge¬
trennt nach Arten und Eigentümern, aiMzeigen . Vorräte,
die sich zu dieser Zeit auf dem Transporte befinden, sind
von dem Empfänger unverzüglich nach dem Empfange dem
Kommunalverband anzuzeigen.

Ter Kommunalverbandhat der Reichsgetreidestelle nach
einem von dieser festgesetzten Vordruck bis zum N . August
Anzeige zu erstatten.

§ 65.
Tie Anzeigepflicht (§ 64) erstreckt sich nicht auf

a) Vorräte, die im Eigentume des Reichs, eines Bundes¬
staats oder Elsaß-Lothringens, insbesondere im Eigen¬
tum eines Militärfiskus , der Marineverwaltung oder
der Zentralstelle zur Beschaffung der Heeresverpfle-
gung in Berlin stehen;

b) Vorräte, die im Eigentume der Kriegs-Getreide-Gesell¬
schaft m. b. H. oder der Zentral-Einkauss- Gesellschaft
m. b. H. stehen;

c) Vorräte an gedroschenem Brotgetreide und an Mehl,
die bei einem Besitzer zusammen fünfundzwanzig Kilo¬
gramm Nicht übersteigen;

d) Vorräte, die durch einen Kommunalverband an Händ¬
ler, Verarbeiter oder Verbraucher seines Bezirkes be¬
reits abgegeben sind.

§ 66.
Mit dem Beginne des 16. August 1915 sind die anzeige¬

pflichtigen Vorräte (88 64, 65) für den Kommunalverband
beschlagnahmt, in dessen Bezirke sie sich befinden. Vorräte,
die sich zu dieser Zeit auf dem Transporte befinden, sind für
den Kommunalverband beschlagnahmt, in dessen Bezirke
sie nach beendetem Transport abgeliefert werden.

Für diese Vorräte gelten die Vorschriften dieser Ver¬
ordnung.

Tie Kommunalverbändehaben von dem hiernach für sie
beschlagnahmtenBrotgetreide diejenigen Menaen, die nach
der Verordnung vom 25. Januar 1915 für die Kriegs-Ge¬
treide Gesellschaftm. b. H. beschlagnahmt, waren, und dieser
Beschlagnahme noch am 15. August 1915 untdrliegen, der
Kriegs-Getreide-Gesellschaft m. b. H, zur 'Verfügung zu

g ß7 ,m ~itin-si
Ter Reichskanzler kann weitere UebergastgsWschrif-

ten erlassen. -LisN
8 68.

Tie Vorschriften dieser Verordnung beziehen sich nicht
auf Brotgetreide oder Mehl, das nach dem 3*1. Januar 1915
aus dem Auslande eingeführt ist. '

Als Ausland ini Sinne dieser Vorschrift gilt nicht das
besetzte Gebiet. Brotgetreide und Mehl, das ans besetztem
Gebiet eingeführt wird, darf nur an die Heeresverwaltun¬
gen, die Marinevcrwaltung, die Kriegs-Getreide-Gesellschaft
m. b. H. und die Zentral-Einkaufs-Gesellschaft m. b. H.
geliefert werden.

8 69.
Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬

strafe bis zu fünfzehnhundert Mark wird bestraft:

Stift e cftattet , ober tuet - tuif fett tltclj unrlöjttQe öDer
unvollständige Angaben macht,

2. Wer der Vorschrift des 8 68 Abs. 2 zuwiderhanbelt.
8 70. ; T -'i

Tie Vorschriften des Abschnittes I, III und VI sowie
die 88 62 bis 67 und 8 69 Nsr. 1 dieser Verordnung treten
mit dem 1. Juli 1915 in Kraft. Ter Reichskanzler, be¬
stimmt, mit welchem Tage die übrigen Vorschriften in Kraft
treten. Bis dahin werden die Aufgaben der Reichsgetreide¬
stelle von der Reichsverteilungsstelle, dem Reichskommissar
und der Kriegs-Getreide-Gesellschaft m. b. H. wahrgenom-
mrn: der Reichskanzler kann das Nähere bestimmen.

Ter Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außer¬
krafttretens.

Berlin , den 28. Juni 1915.
Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

Delbrück . " " " ‘ ;l

Bekanntmachung
über das Ausmahlen von Brotgetreide'

Vom 28. Juni 1915.
Ter Bundesrat hat aus Grund des' 8 3 des Gesetzes über

die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichenMaß¬
nahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:

8 1.
Zur Herstellung von Roggenmehl ist der Roggen min¬

destens bis zu zweiundachtzig, zur Herstellung von Weizen¬
mehl der Weizen mindestens bis zu achtzig vom Hundert
auszumahlen. Als Weizen im Sinne dieser Verordnung
gelten auch Spelz (Dinkel, Fesen) sowie Emer und Einkorn.

8 2.
Tie Reichsgetreidestelle wird unter Berücksichtigung der

Vorratsermittlung vom Herbst 1915 bestimmen, ob die Sätze
des 8 1 beizubehalten oder welche an ihre Stelle zu setzen
sind. , : \ r'

Sie kann für bestimmte Mühlen oder für Mühlen be¬
stimmter Bezirke die Herstellung bestimmter Auszugsmehle
beim Mahlen zulassen oder vorschreiben. Außerdem können
die Landeszentralbehörden oder die von ihnen bestimmten
Behörden die Ausmahlung in der Weise zulassen, daß hier¬
bei ein Auszugsmehl bis zu zehn vom Hundert hergestellt
wird. ' ' .

8 3. , '
Tie Landeszentralbehörde kann für eine Mühle, die zum

Ausmahlen des Getreides bis zu den Mindestsätzen dieser
Verordnung außerstande ist, aus besonderen Gründen eine
geringere Ausmahlung zulasscy. . -

Nicht berührt wird hiervon die Befugnis der Kommu¬
nalverbände nach 8 49 b der Verordnung über den Verkehr
mit Brotgetreide und Mehl aus dem Erntejahr 1915 vom
28. Mstf .M5 (Reichs-Gesetzbl. S . 363), das Mahlen des
Brotgetreides auch in solchen Mühlen zu gestatten, die, das
vom Bundesrat oder von der Reichsgetreidestellebestimmte
Ausmählvekhältnis nicht erreichen, aber wenigstens bis zu
siebzig vom Hundert durchmahlen können: in diesem Falle
sind'die Kommunalverbändebefugt, das Ausmahlverhältnis
entsprechend festzusetzen.

§ 4: .. '
Tie Beamten der Polizei und die vott der Polizeibehörde

beauftragten Sachverständigen sind' befugt, in ' die Räume,
in denen Mehl hergestellt witd , jederzeit, in djie Räume, in
denen Mehl aufbewahrt,' feilgehalten oder verpackt wird,
während der Geschäftszeit einzutreken, .baftlbst .Besichti-
gungen vorzunehmen, Geschäftsaufzeichnungeneiüzusehen,
auch nach ihrer Auswahl Proben zum Zwecke der Unter¬
suchung gegen Empfangsbestätigung zu entnehmen. Aus
Verlangen ist ein Teil der Probe amtlich verschlossen oder
versiegelt zurLkhulassest und für die entnommene ißröbe
eine angemessene Entschädigungzu leisten. ;
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Verwaltung, die Zentralstelle zur Beschauung der Heeresver¬
pflegung und die Zentral-Einkaufs-Gesellschaft m. b. H.
geliefert werden.

. . .. § 44.
Wer der Vorschrift des § 43 Abs. 2 zuwiderhandelt,

wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬
strafe bis zu fünfzehnhundertMark bestraft.

8 45.
Tiefe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1915 in Kraft.

Ter Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außerkraft¬
tretens. \

Tie Verordnung über die Regelung des Verkehrs mit
Gerste vom 9- März 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 139) sowie
die Aenderung dieser Verordnung vom 17. Mai 1915 (Reichs-
Gesetzbl. S . 282) werden aufgehoben.

: .- Berlin , den 28. Juni 1915.
- Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

Delbrück.

Bekanntmachung
über die Regelung des Verkehrs mit Hafer.

Vom 28 . Juni 1915.
Ter Bundesrat hat auf Grund das § 3 des Gesetzes über

die Ermächtigungdes Bundesrats zu wirtschaftlichenMaß-
nahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:
' I. Beschlagnahme.

8 1.
Der im Reich angebaute Hafer wird mit der Trennung

vom Boden für den Kommunalverband beschlagnahmt, in
dessen Bezirk er gewachsen ist. Als Hafer im Sinne dieser
Verordnung gelten auch Mengkorn und Mischfrucht, worin
sich Hafer befindet.

Tie Beschlagnahme erstreckt sich auch auf den Halm;
mit dem Ausdreschenwird das Stroh von der Beschlag-

' nähme frei.
■ ■1 8 L

An den beschlagnahmten Vorräten dürfen Verände¬
rungen nicht vorgenommen werden, soweit nicht in den
ß8 3 bis 6 etwas anderes bestimmt ist. Das gleiche gilt von
rechtsgeschäftlichenVerfügungen über sie und von Ver¬
fügungen, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrest¬
vollziehung erfolgen.

8 3.
Ter Besitzer beschlagnahmter Vorräte ist berechtigt und

~ verpflichtet, die zu ihrer Erhaltung erforderlichen Hand¬
lungen vorzunehmen; er ist berechtigt und auf Verlangen
der zuständigen Behörde verpflichtet, auszudreschen. Tie
Landeszentralbehördenoder die von ihnen bestimmten Be¬
hörden können über Zeit und Art des Ausdreschens Be¬
stimmungen erlassen.

■ 84.
Nimmt der Besitzer eine zur Erhaltung der Vorräte

. erforderliche Handlung binnen einer ihm von der zustän¬
digen Behörde gesetzten Frist nicht vor, so kann die Behörde
die erforderlichen Arbeiten auf seine Kosten durch einen
Tritten vornehmen lassen. Der Verpflichtete hat die Vor¬
nahme auf seinem Grund uns Boden sowie in seinen Wirt-
schaftsrä.umen und mit den Mitteln seines Betriebs zu

. gestatten.
Das gleiche gilt , wenn der Besitzer den Hafer nicht

binnen einer ihm von der zuständigen Behörde gesetzten
. Frist ausdrischt.

8 5.
Erstreckt sich ein landwirtschaftlicherBetrieb über die

^Grenzen eines Kommunalverbandes hinaus, so darf der
beschlagnahmte Hafer innerhalb dieses Betriebs von einem
Kommunalverband in den andern gebracht werden. Mit

nmnoVottbtnrtst » * 7rVt .\. \
■ftex QguMg Wsb̂ c’cxsj.exv StommvxxuiV-
vrrdandes. , -

Ter Besitzer hat die Ortsänderung binnen drei Tagen
unter Angabe der Getreidearten und ihrer Mengen beiden
Kommunalverbändenanzuzeigen.

8 6.
Zulässig sind Veräußerungen an die Heeresverwaltun¬

gen, die Marineverwaltung, die Zentralstelle zur Beschaf¬
fung der Heeresverpflegungund an den Kommunalverband,
für den der Hafer beschlagnahmtist, sowie alle Verände¬
rungen und Verfügungen, die mit Zustimmung der Zentral¬
stelle erfolgen.

Trotz der Beschlagnahme dürfen aus ihren Vorräten:
a) Halter von Einhufern Hafer verfüttern, und zwar so¬

wohl an ihre Einhufer als an chr übriges Vieh,
Halter von Zuchtbullen an diese mit Genehmigung

der zuständigen Behörde Hafer verfüttern.
Ter Bundesrat bestimmt, welche Mengen die Tier¬

halter durchschnittlich für den Tag verfüttern dürfen.
Bis zum Erlasse dieser Bestimmung darf nur nach
Maßgabe des 8 4 Abs. 3 a der Verordnung vom 13.
Februar/31. März 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 81 und
S . 200) Hafer verfüttert werden;

b) Unternehmer landwirtschaftlicher Betriebe das zur
Frühjahrsbestellung erforderliche Saatgut zur Saat
verwenden, und zwar anderthalb Doppelzentner auf
das Hektar. Die Landeszentralbehörden sind ermäch¬
tigt, die Saatgutmenge im Falle dringenden wirt¬
schaftlichen Bedürfnisses für einzelne Betriebe oder
ganze Bezirke bis auf zwei Doppelzentner, bei ausge¬
sprochener Gebirgslage bis auf zweieinhalb Doppelzent¬
ner für das Hektar zu erhöhen;

c) Unternehmer landwirtschaftlicherBetriebe mit Geneh¬
migung der zuständigen Behörde unmittelbar oder
durch Vermittelung des Handels an landwirtschaftliche
Betriebe selbstgezogenen Saathafer für Saatzwecke
liefern. Tie bestimmungsgemäße Vertvendung ist zu
überwachen;

d) Unternehmer landwirtschaftlicherBetriebe Mischfrucht
als Grünfutter verwenden oder aus der geernteten
Mischfrucht die Hülsenfrüchte aussondern;

e) Unternehmer landwirtschaftlicherBetriebe mit Geneh¬
migung der zuständigen Behörde Nahrungsmittel zum
Verzehr im eigenen Betriebe hersteUen oder Herstellen
lassen.

8 7.
Tic Beschlagnahme endet mit dem freihändigenEigen¬

tumserwerbe durch eine der im 8 6 Abs. 1 genannten
Stellen , mit der Enteignung oder einer nach 8 6 zugelasse¬
nen Verwendung oder Veräußerung, endlich für die nach
8 6 Abs. 2d ausgesonderten Hülsenfrüchte mit der Aus¬
sonderung.

8 8.
lieber Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung der

88 1 bis 7 ergeben, entscheidet die höhere Verwaltungsbe¬
hörde endgültig.

8 9.
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe

bis zu zehntausend Mark wird bestraft:
1. wer unbefugt beschlagnahmteVorräte beiseite schafft,

insbesondere aus dem Bezirke des Kommunalverban-
des, für den sie beschlagnahmtsind, entfernt, sie be¬
schädigt, zerstört, verarbeitet oder verbraucht:

2. wer unbefugt beschlagnahmteVorräte verkauft, kauft
oder ein anderes Veräußerungs- oder Erwerbsgeschäft
über sie abschließt;

3. wer die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen Hand¬
lungen pflichtwidrig unterläßt;

4. wer als Saathafer erworbenen Haftr ohne Genehmi-
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er Stommunarvevbanö fyat  der SieidisfuttevmitteU
t bis jum 5. jebes Monats, oftmals bis $um 5. iluguft

1915, md) ‘einem Von ibr fcftgeftellten  Vordruck ahju
geigen,  wieviel Gerste im lebten Monat in fein Eigentum
iifrrgegangen unb aus feinem  Bezirke herausgegangen ift,
sowie welche außergewöhnliche Veränderungen an Sen Vor¬
räten seines Bezirkes eingetreten sind.

8 27.
Jeder Betrieb mit Kontingent (8 20 Ws . 1) darf im

Rahmen seines Kontingents Gerste verarbeiten , verarbeiten
lassen und zur Verarbeitung erwerben. Auf das Kon¬
tingent sind anzurechnen die Vorräte an Gerste und Malz,
die ein Betriebsunternehmer am 1. Oktober 1915 besitzt,
oder die er nach 8 6 Abs. 2 aus seinen Vorräten verarbeiten
darf , bei einer Bierbrauerei jedoch nicht die Malzvorräte,
die nach dem 15. Februar 1915 aus dem Ausland ein¬
geführt find.

Betriebe mit Kontingent (8 20 Abs. 1), die eine eigene
Mälzerei haben, dürfen in dieser nicht mehr Gerste ver-
mälzen, als sie im Durchschnitt der beiden letzten Jahre
in ihr vermälzt haben.

8 28.
Hat ein Betriebsunternehmer unbefugt Gerste erworben,

verarbeitet oder verarbeiten lassen oder hat er mehr Gerste
erworben , verarbeitet oder verarbeiten lassen, als nach
seinem Kontingent (8 27 Abs. 1) zulässig ist, so verfällt sie
ohne Entgelt zugunsten der Zentralstelle für Beschaffung
der Heeresverpflegung. Ist die Gerste verarbeitet , so tritt
an ihre Stelle der Wert.

8 29.
Die Beamten der Polizei und die von der Polizeibehörde

beauftragten Sachverständigen sind befugt, in die Räume,
in denen Gerste oder Malz verarbeitet wird , jederzeit, in
die Räume , in denen 'Gerste oder Malz ausbewahrt , feil¬
gehalten oder verpackt wird , während der Geschäftszeit
cinzutreten , daselbst Besichtigungen vorzunehmen, Geschäfts¬
aufzeichnungen cinzusehen und die vorhandenen Gerste- oder
Malzmengen festzustellen.

§30 . ; -
Tie Unternehmer von Betrieben sowie die von ihnen

bestellten Betriebsleiter und Aufsichtspersonen sind yer-
pflichtet, den Beamten der Polizei und den Sachverständi¬
gen auf Erfordern über die vorhandenen und bereits ver¬
arbeiteten Gerste- und Malzmengen sowie über deren .Her¬
kunft Auskunft zu erteilen.

8 31.
Die Sachverständigen sind, vorbehaltlich der dienst¬

lichen Berichterstattung und der Anzeige von Gesetzwidrig¬
keiten, verpflichtet , über die Einrichtungen und Geschäfts
Verhältnisse, welche durch die Aufsicht zu ihrer Ken ntnis,
kommen, Verschwiegenheit zu beobachten und sich der
teilung und Verwertung der Geschäfts- oder Bctriebsgeheffm
nisse zu enthalten . Sie sind hierauf zu vereidigen.

8 32.
Tie Gerste verarbeitenden Betriebe (8 27) haben außer

im Falle des 8 6 Abjjl. 2 die bei der Verarbeitung abfallende
Ausputzgcrste der Zentralstelle zur Beschaffung der Heeres¬
verpflegung in Berlin zur Verfügung zu stellen.

8 33.
Tie Kommunalverbände haben die Gerste, die ihnen

nach 8 20 Abs. 2 b die Zentralstelle zur Beschaffung der
Heeresverpflegung überwiesen hat .innerhalb ihres Bezirkes
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse ab¬
zugeben.

Sie können ihren Abnehmern für den Weiterverkauf
bestimmte Bedingungen uüd Preise vorschreiben.

8 34.
Ueber Streitigkeiten , die sich bei Durchführung der

Vorschriften der 88 28, 32, 33 ergeben, entscheidet die höhere
Verwaltungsbehörde endgültig.

ntm^sr

/ lieber(Stttittgtetten, bie sich aus der Lieferung(§§ 23bis 25) ttvifd)Ctt bet ßentvalftelle zur Beschaffung der
Heeresverpflegung und einem  KomrnunalberLanü ergeben,
entscheidet endgültig ein Schiedsgericht ; das Nähere hier¬
über bestimmt der Reichskanzler. • -

8 35.
Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬

strafe bis zu fünfzehnhundert Mark wird bestraft:
1. wer unbefugt Gerste verarbeitet;
2. wer der Vorschrift des 8 27 Abs. 2 zuwider Gerste

in eigener Mälzerei vermälzt;
3. wer der Vorschrift des 8 32 zuwiderhandelt;
4. wer den Verpflichtungen zuwiderhandelt , die ihm nach

8 33 Abs. 2 auferlegt sind.
8 36.

Mit Geldstrafe bis zu fünfzehnhundert Mark oder mit
Gefängnis bis zu drei Monaten wird bestraft , wer der
Vorschrift des 8 31 zuwider Verschwiegenheit nicht beobach¬
tet oder der Mitteilung oder Verwertung von Geschästs-
oder Betriebsgeheimnissen sich nicht enthält ; die Verfolgung
tritt nur auf Antrag des Unternehmers ein.

8 37.
Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit

Haft wird bestraft:
1. wer den Vorschriften des 8 29 zuwider den Eintritt in

die Räume , die Besichtigung oder die Einsicht in die
Geschäftsaufzeichnungen verweigert;

2. wer die in Gemäßheit des 8 30 von ihm erforderte Aus¬
kunft nicht erteilt oder bei der Auskunftserteilung
wissentlich unwahre Angaben macht.

IV. Aussührungsvorschriften.
8 38.

Erweist sich der Inhaber oder Leiter eines Betriebs
mit Kontingent (8 20 Abs. 1) in der Befolgung der Pflich¬
ten unzuverlässig, die ihm durch diese Verordnung oder
die dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen auferlegt
sind, so kann die zuständige Behörde den Betrieb schließen.

Gegen die Verfügung ist Beschwerde zulässig. Ueber die
Beschwerde entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde end¬
gültig . Tie Beschwerde bewirkt keinen Aufschub.

8 39. :
Tie Landeszentralbehörden erlassen die erforderlichen

Ausführungsbestimmungen.
Sie bestimmen ,wer als Kommunalverband , als zustän¬

dige Behörde und als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne
dieser Verordnung anzusehen ist.

8 40.
Wer den von den Landeszentralbehörden erlassenen

Ausführungsbestimmungen zuwiderhandelt , wird mit Ge¬
fängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
fünfzehnhundert Mark bestraft.

V. Uebergangs - und Schlußvorschriften.
8 41.

Vorräte an Gerste, die bei Inkrafttreten dieser Ver¬
ordnung auf Grund der Verordnungen vom 9. März 1915
(ReiclS-Gesetzbl. S . 139) und vom 17. Mai 1915 (ReichS-
Gesetzbl. S . 282) noch für das Reich beschlagnahmt sind, und
infolge dieser Beschlagnahme in den Betrieben der Be¬
sitzer weder verwendet noch verarbeitet werden dürfen,
sind mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung für den
Kommunalverband beschlagnahmt, in dessen Bezirk sie sich
befinden. Tie Kommunalverbände haben diese Vorräte der
Zentralstelle zur Beschaffung der Heeresverpslegung zur
Verfügung zu stellen.

8 42.
Ter Reichskanzler kann weitere Uebergangsvorschriften

erlassen.
8 43. s '

Tie Vorschriften dieser Verordnung beziehen sich nicht
auf Gerste, die nach dem 12. März 1915 aus dem Aus¬
land eingeführt ist.
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§5.
Me Unternehmer von Betrieben , in denen Mehl hergx-

stellt wird , sowie vie von ihnen bestellten Betriebsleiter und
Aufsichtspersonen sind verpflichtet, den Beamten der Polizei
und den Sachverständigen auf Erfordern Auskunft über das
Verfahren bei Herstellung der Erzeugnisse, über den Umfang
des Betriebs und über die zur Verarbeitung gelangenden
Stoffe , insbesondere auch über deren Menge und Herkunft

' zu erteilen.
8 6.

Tic Sachverständigen sind, vorbehaltlich der dienstlichen
Berichterstattung und der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten,
verpflichtet , über die Einrichtungen und Geschaftsverhält-
nisse, welche durch die Aufsicht zu ihrer Kenntnis kommen,
Verschwiegenheit zu beobachten und sich der Mitteilung und
Verwertung der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse zu ent¬
halten . Sie sind hierauf zu vereidigen.

8 7.
Betriebe , in denen Mehl hergestellt wird , haben in ihren

Betriebsräumen einen Abdruck dieser Verordnung auszu¬
hängen.

8 8.
Tie Landeszentralbehörden können Bestimmungen zur

Ausführung dieser Verordnung erlassen.
8 9.

Mit Geldstrafe bis zu emtaüsendfüufhundert Mark oder
mit Gefängnis bis zu drei Monaten wird bestraft:

1. wer den Vorschriften über das Ausmahlen des Ge?
treides (88 1 bis 3) zuwiderhandelt:

2. wer den Vorschriften des 8 6 zuwider Verschwiegen¬
heit nicht beobachtet oder der Mitteilung oder Ver¬
wertung von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen sich
nicht enthält;

3. wer den nach 8 8 erlassenen Ausführungsbestimmungen
; K zuwiderhandelt.

In dem Falle der Nr . 2 tritt die Verfolgung nur auf
Antrag des Unternehmers ein.

• 8 10.

Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit
Haft wird bestraft:

1. wer den Vorschriften des 8 4 zuwider den Eintritt in
die Räume , die Besichtigung, die Einsicht in die Ge¬
schäftsaufzeichnungen oder die Entnahme einer Probe
verweigert;

2. wer die in Gemäßheit des 8 5 von ihm erforderte Aus¬
kunft nicht erteilt oder bei der Auskunstserteilung
wissentlich unwahre Angaben macht.

8 11.
Tiefe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1915 in Kraft.

Ter Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außerkraft¬
tretens.

Tie Verordnung über das Ausmahlen von Brotgetreide
vom 6. Januar 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 3) sowie die
Aenderungen dieser Verordnung vom 18. Februar 1915
(Reichs-Gesetzbl. S . 100) und vom 29. April 1915 (Reichs-
Gesetzbl. S . 268) werden aufgehoben. Tie von den Lan-
deszentvalbehörden erlassenen Ausführungsbestimmungen
bleiben in Kraft , soweit sie mit den Vorschriften dieser
Verordnung in Einklang stehen; Zuwiderhandlungen gegen
sie werden nach 8 9 bestraft.

Berlin , den 28. Juni 1915.
Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

Delbrück.

Bekanntmachuttg
über das Verfüttern von Brotgetreide,

Mehl und Brot.
Vom 28. Juni 1915.

Ter Bundesrat hat auf Grund deA8 3 des Gesetzes über
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen Maß¬
nahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:

8 1.
Es darf nicht verfüttert werden:

1. Brotgetreide , nämlich Roggen, Weizen, Spelz (Dinkel,
Fesen )sowie Emer und Einkorn , allein oder mit an¬
derem Getreide außer Hafer gemengt, auch gequetscht,
geschroten oder sonst zerkleinert;

2. Mehl aus Brotgetreide oder aus Hafer , das allein oder
mit anderem . Mehl gemischt zur Brotbereitung geeig¬
net ist;

3. Mischungen, denen solches Mehl beigemischt ist;
4. Brotabfälle und Brot , die zur menschlichen Ernäh-

. rung geeignet sind.
Tie im Abs. 1 genannten Erzeugnisse dürfen auch zum

Bereiten pon Futtermitteln ,wozu auch das Schroten gehört,
nickt' verwendet werden.

i « >-' 8 2.
Brotgetreide allein oder mit anderem Getreide außer

Hafer gemengt, das von dem Kommunalverbande , dem es
gehört oder für den es beschlagnahmt ist, oder von der
Reichsgetreidestelle als zur menschlichen Ernährung unge¬
eignet fretgegeben ist, darf verfüttert und zu Futtermitteln
verarbeitet werden.

§ 3
Tie Landeszentralbehörden können die Verwendung von

mahlsähigem Brotgetreide , insbesondere das Schroten sowie
die Verwendung von Mehl (8 1 AU . 1 NL 2 und 3) zu an¬
deren Zwecken als zur menschlichen Nahrung noch weiter
beschränken oder verbieten.

8 4. •
Die Beamten der Polizei und die von der Polizeibehörde

beauftragten Sachverständigen sind befugt, in die Räume,
in denen Futtermittel hergestellt werden oder in denen Vieh
gehalten oder gefüttert wird , jederzeit, in die Räume ,in
denen Futtermittel aufbewahrt , feilgehalten oder verpackt-
werden .während der Geschäftszeit einzutreten , daselbst Be¬
sichtigungen vorzunehmen, Geschäftsaufzeichnungen einzu-̂
sehen, auch nach ihrer Auswahl Proben zum Zwecke der
Untersuchung gegen Empfangsbestätigung zu entnehmen.
Auf Verlangen ist ein Teil der Probe amtlich verschlossen
oder versiegelt zurückzulassen und für die entnommene Probe
eine angemessene Entschädigung zu leisten.

8 5.
Die Unternehmer von Betrieben , in denen Futtermittel

hergestellt werden oder Vieh gehalten wird , sowie die von
ihnen bestellten Betriebsleiter und Aufsichtspersonen sind
verpflichtet, den Beamten der Polizei und den Sachverstän¬
digen auf Erfordern Auskunft über das Verfahren bei Her¬
stellung der Erzeugnisse, über den Umfang des Betriebs und
über die zur Verarbeitung oder zur Berfütterung gelangen-!
den Stoffe , insbesondere auch über deren Menge und Her¬
kunft, zu erteilen . ,

■ - n, . 8 6.
Tie Sachverständigen sind, vorbehaltlich der dienstlichen

Berichterstattung und der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten,
verpflichtet , über die Einrichtungen und Geschästsverhält-
nisse, welche durch die Aufsicht zu ihrer Kenntnis kommen,
Verschwiegenheit zu beobachten und sich der Mitteilung
und Verwertung der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse
zu enthalten . Sie sind hierauf zu vereidigen.

8 7.
Tie Landeszentralbehörden können Bestimmungen zur

Ausführung dieser Verordnung erlassen.
8 8.

Ter Reichskanzler kann Ausnahmen zulassen.
8 9.

Mit Geldstrafe bis zu eintausendfünfhundert Mark
odermit Gefängnis bis zu drei Monaten wird bestraft:

1. wer dem Verbote des 8 1 oder den auf Grund des
8 3 erlassenen Bestimmungen der Landeszentralbehörde
zuwiderhandelt;

2. wer wissentlich Erzeugnisse, die dem Verbote des 8 1
oder den auf Grund des 8 3 erlassenen Bestimmungen
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nicht beobachtet oder der Mitteilung oder Verwertung
von Betriebsgeheimnissen sich nicht enthält;

4. wer den nach! 8 7 erlassenen Ausführungsbestimmungen
zuwiderhandelt.
In dem Falle der Nummer 3 tritt die Verfolgung nur

auf Antrag des Unternehmers ein.
8 10.

Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünszig Mark oder
mit Haft wird bestraft:

1. wer den Vorschriften des 8 4 zuwider den Eintritt in
die Räume, die Besichtigung, die Einsicht in die Ge-
schäftsaufzeichnungenoder die Entnahme einer Probe
verweigert;

2. wer die in Gemäßheit des 8 5 von ihm erforderte
Auskunft nicht erteilt oder bei der Auskunftserteilung
wissentlich unwahre Angaben macht.

8 11.
Tiefe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1915 in Kraft.

Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außerkraft¬
tretens.

Tie Verordnung über das Verfüttern von Roggen,
Weizen, Hafer, Mehl und Brot vom 21. Januar 1915
(Reichs-Gesetzbl. S . 27) sowie die Aenderung dieser Ver¬
ordnung von: 31. März 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 201) werden
aufgehoben. Tie von den Landeszentralbehördenerlassenen
Ausführunasbestimmungen bleiben in Kraft, soweit sie mit
den Vorschriften dieser Verordnung in Einllang stehen;
Zuwiderhandlungen gegen sie werden nach 8 9 bestraft.

Berlin , den 28. Juni 1915.
Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

Delbrück.

Bekanntmachung
Über den Verkehr mit Gerste aus dem

Erntejahr 1915.
Vom 28. Juni 1915.

Ter Bundesrat hat aus Grund desJ 3 des Gesetzes über
die Ermächtigungdes Bundesrats zu wirtschaftlichenMaß¬
nahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 327)
folgende Verordnung erlassen:

I. Beschlagnahme.
8 1.

Tie im Reiche angebaute Gerste wird mit der Tren¬
nung vom Boden für den Kommunalverbandbeschlagnahmt,
in dessen Bezirk sie gewachsen ist. Soweit sie bereits vom
Boden getrennt ist, wird sie für den Kommunalverband
beschlagnahmt, in dessen Bezirk sie sich befindet.

Tie Beschlagnahme erstreckt sich auch auf den Halm.
Mit dem Ausdreschen wird das Stroh von der Beschlag¬
nahme frei.

8 2.
An den beschlagnahmten Vorräten dürfen Verände¬

rungen nur mit Zusttmmung des Kommunalverbandes, für
den sie beschlagnahmt sind, vorgenommen werden, soweit
sich aus den 88 3 bis 7 nichts anderes ergibt. Das gleiche
gilt von rechtsgeschästlichen Verfügungen über sie und Ver¬
fügungen, die im Wege der Zwangsvollstreckungoder Arrest¬
vollziehung erfolgen.

8 3.
Der Besitzer beschlagnahmter Vorräte ist berechtigt und

verpflichtet, die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen
Handlungen vorzunehmen; er ist berechtigt und auf Ver¬
langen der zuständigen Behörde verpflichtet, auszudreschen.

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen be¬
stimmten Behörden können über Zeit und Art des Aus¬
dreschens Bestimmungen erlassen.

8 4.
Nimmt der Besitzer eine zur Erhaltung der Vorräte
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crfovderlichen Arbeiten aus seine Kosten Durch einen Tritten
vornehmen lassen. Ter Verpflichtete hat die Vornahme
auf seinem Grund und Poden sowie in seinen Wirtschasts-
räumen und mit den Mitteln seines Betriebs zu gestatten.

Das gleiche gilt, lvenn der Besitzer die Gerste nicht
binnen einer ihm von der zuständigen Behörde gesetzten
Frist ausdrischt.

8 5.
Erstreckt sich ein landwirtschaftlicher Betrieb über die

Grenzen eines Kommunalverbandes hinaus , so darf die
beschlagnahmteGerste innerhalb des Betriebs von einem
Kommunalverband in den anderen gebracht werden. Mit
der Ankunft der Gerste in dem Bezirke des anderen Kom¬
munalverbandes tritt dieser hinsichtlich der Rechte aus der
Beschlagnahme an die Stelle des bisherigen Kommunalver¬
bandes.

Ter Besitzer hat die Ortsänderung binnen drei Tagen
unter Angabe der Menge beiden Kommunalverbänden an¬
zuzeigen. ,

8 6.
Trotz der Beschlagnahme dürftn Unternehmer land¬

wirtschaftlicher Betriebe aus ihren Gerstevorräten die Hälfte,
im Falle des 8 11 Ws . 3 auch die Vorräte, auf deren
Lieferung verzichtet ist, als Saatgut oder zu sonstigen
Zwecken in dem eigenen landwirtschaftlichen Betriebe ver¬
wenden.

Sie dürfen ferner, wenn ihnen ein Kontingent (8 20
Ws . 1) gegeben ist, ihre Vorräte im eigenen Betriebe ver¬
arbeiten, insoweit dabei das Kontingent nicht überschritten
wird.

8 7.
Trotz der Beschlagnahme dürfen Unternehmer land¬

wirtschaftlicher Betriebe aus ihren Vorräten
a) selbstgezogeneSaatgerste für Saatzwecke liefern, so-

fern sie sich nachweislich in den letzten zwei Jahren
mit dem Verkaufe von Saatgerste besaßt haben.

b) Gerste für Betriebe mit Kontingent (8 20 Abs. 1)
oder an die Zentralstelle zur Beschaffung der Heeres-

. Verpflegung unmittelbar oder durch Vermittlung des
Handels liefern.

Diese Geschäfte sind binnen drei Tagen nach Abschluß
dem Kommunalverband anzuzeigen, für den die Gerste be¬
schlagnahmt ist.

8 8.
Tie Beschlagnahmeendet mit dem freihändigen Eigen¬

tumserwerbe durch die ' Zentralstelle zur Beschaffung der
Heeresverpflegungoder den Kommunalverband, für den be¬
schlagnahmt ist, mit der Enteignung, mit einer nach den
88 6, 7 zugelassenen oder mit einer vom Kommunalver-
bande nach 8 2 genehmigten Verwendung oder Veräuße¬
rung. Durch eine solche Veräußerung endet die Beschlag¬
nahme jedoch erst dann, wenn die Gerste infolge der Ver¬
äußerung aus dem Bezirke des Kommunalverbandes ent¬
fernt wird oder in das Eigentum eines im Bezirke des¬
selben Kommunalverhandes belegenen Betriebs mit Kon¬
tingent gelangt.

8 9.
Ueber Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung der

88 1 bis 8 ergeben, entscheidet die höhere Verwaltungs¬
behörde endgültig.

8 10.
Mt Geldstrafe bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe

bis zu zehntausend Mark wird bestraft:
1. wer unbefugt beschlagnahmteVorräte beiseite schafft,

insbesondere aus dem Bezirke des Kommunalverhandes
entfernt, für den sie beschlagnahmt sind, sie beschädigt,
zerstört, verarbeitet oder verbraucht;

2. wer unbefugt beschlagnahmte Vorräte verkauft, kaust
oder ein anderes Veräußerungs- oder Erwerbsgeschäft
über sie abschließt;
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gung der zuständigen Behvrde zu änderen Zwecken ver¬
wendet;

5. Wer die ihm nach den 88 5, 7 obliegende Anzeige nicht
in der gesetzten Frist erstattet oder wissentlich unvoll¬
ständige oder unrichtige Angaben macht.

II. Lieferung der Gerste.
8 11.

Unternehmer landwirtschaftlicher Betriebe haben die
Halste ihrer Gerstenernte an den Kommunalverband, für den
sie beschlagnahmtist, käuflich zu liefern.

Ter Kommunalverband kann den Unternehmern land¬
wirtschaftlicher Betriebe seines Bezirkes vorschrelben, welche
Mengen und zu welchen Fristen sie zu liefern sind.

Ter Kommunalverband kann unbeschadet seiner Liefe-
rungspfltcht nach 8 23 AU 1 bei Unternehmern bestimmter
landwirtschaftlicherBetriebe aus deren Gerstelieferung teil¬
weise oder ganz verzichten.

8 12.
Auf die zu liefernden Gerstemengen sind einem Unter¬

nehmer die Mengen anzurechnen, die er nach 8 6 Abs. 2
in seinem Betriebe verarbeiten darf oder nach 8 7 geliefert
hat.

8 13.
Liefert ein landwirtschaftlicherUnternehmer nicht frei¬

willig (88 11, 12), so kann das Eigentum an der Gerste
durch Anordnung der zuständigen' Behörde den im Antrag
bezeichneten Personen übertragen werden. Bor der Ent¬
eignung ist die Gerste auszusondern, die dem Besitzer ver¬
bleiben soll ; sie wird mit der Aussonderung von der Be¬
schlagnahme frei.

Ter Antmg wird von dem Kommunalverbande, für den
die Gerste beschlagnahmt ist, in den Fällen des 8 23 Abs. 1
Satz 2 und des 8 25 von der Reichssuttermittelstelle zu¬
gunsten der Zentralstelle zur Beschaffung der Heeresver¬
pflegung gestellt.

8 14-
Die Anordnung, durch die enteignet wird, kann an den

einzelnen Besitzer oder an alle Besitzer des Bezirkes odeo
eines Teiles des Bezirkes gerichtet werden; im ersteven
Falle geht das Eigentum über, sobald die Anordnung dem
Besitzer zugeht, im letzteren Falle mit Ablauf des Tages
nach Ausgabe des amtlichen Blattes , in dem die Anordnung
amtlich veröffentlicht wird.

8 15. j I
Ter Erwerber hat für die überlassenen Vorräte einen

angemessenen Preis zu zahlen. Ter Uebernahmepreis ist
unter Berücksichtigung der Güte und Verwertbarkeit der
Vorräte sowie ,falls ein Höchstpreis besteht, auch unter
Berücksichtigungdes zur Zeit der Enteignung geltenden
Höchstpreises nach Anhörung von Sachverständigenvon der
höheren Verwaltungsbehörde endgültig sestzusetzen. Sie be¬
stimmt darüber, wer die baren 'Auslagen des Verfahrens
zu tragen hat.

8 16. , , ' .
Der Besitzer hat die Vorräte, die er freihändig über¬

eignet hat oder die bei ihm enteignet sind, zu verwahren
und pfleglich zu behandeln, bis der Erwerber sie in, seinen
Gewahrsam übernimmt. Dem Besitzer ist eine angemessene
Vergütung hierfür zu gewähren, die von der höheren Ver¬
waltungsbehörde endgülttg festgesetzt wird.

8 17-
Ueber Streittgkeiten, die sich bei dem Enteignungsver¬

fahren und aus der Verwahrungspflicht (8 16) ergeben, ent¬
scheidet endgültig die höhere Verwaltungsbehörde.

8 18.
Wer der Verpflichtung des 8 16. Vorräte zu verwahren

und pfleglich zu behandeln, zuwiderhandelt, wird trjtt Ge¬
fängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu
zehntausend Mark bestraft.

TEX* &ommuT *aVöt.xWiixö>e X*oib«.w.
stächenertzebung nach der DnndeSrnlSdervrdnnnT vom. 10.
Juni 1915 (Reichs-Gefetzbt. S . 331) und den Ermittlungen
der Ernte nach den Schätzungen durch Sachverständige bis
zum 1. August 1915 der Reichssuttermittelstelle anzugeben,
wie groß die Gerstenernte ihres Bezirkes zu schätzen ist.

8 20.
Tie Reichssuttermittelstelle setzt fest, welche Betriebe

Gerste verarbeiten oder verarbeiten lassen dürfen und in
welcher Menge (Kontingent). Tas Kontingent wird für
die Zeit vom 1. Oktober 1915 bis zum 31. Oktober 1916
festgesetzt. Für die Bierbrauereien sind hierbei die vom
Bundesrat festgesetzten Malzkontingente maßgebend; das
Umrechnungsverhältnis von Malz in Gerste bestimmt die
Reichssuttermittelstelle. Sie kann die zur Durchführung und
Ueberwachungerforderlichen Anordnungen treffen.

Tie Reichssuttermittelstelle setzt ferner fest:
a) wieviel Gerste jeder Kommunalverbandzu liefern hat;

dabei ist zu berücksichtigen, daß ihm die Hälfte seines
Ernteergebnisses zu belassen ist; sie kann Fristen für die
Lieferung festsetzen;

b) in welcher Weise die ihr zur Verfügung stehende Gerste
an die Heeresverwaltungen, die Marineverwaltung und
die Kommunalverbändczu verteilen oder wie sie sonst
zu verwenden ist.

8 21.
Tie Kommunalverbände haben auf Erfordern der

Reichssuttermittelstelle Auskunft zu geben und ihren An¬
weisungen hinsichtlich der Gerste Folge zu leisten.

8 22.
Aus dem Bezirk eines Kommunalverbandesdarf Gerste

nur entfernt werden, wenn sie an den Zentralstelle zur
Beschaffung der Heeresverpflegung oder zu Saatzwecken
(Saatgerste, Saatgut ) oder an Betriebe mit Kontingent (8 20
Abs .1) geliefert werden soll. '

Bei Gerste, die dem Kommunalverbande nicht gehört,
bedarf die Entfernung der Zustimmung des Kommunalver¬
bandes. Ter Kommunalverbanddarf seine Zustimmung nur
aus wichtigen Gründen versagen. Auf Beschwerde ent¬
scheidet die höhere Verwaltungsbehörde endgültig.

8 23.
Jeder Kommunalverband hat dafür zu sorgen, daß die

von der Reichsfuttermittelstelle nach 8 20 Abs. 2 a festge-
setzten Mengen innerhalb der etwa bestimmten Fristen der
Zentralstelle zur Beschaffung der Heeresverpflegung zur
Verfügung gestellt werden. Liefert ein Kommunalverband
die festgesetzten Mengen innerhalb der etwa bestimmten
Frist nicht oder nicht vollständig ab, so kann die Zentral¬
stelle zur Beschaffung der Heeresverpflegung die fehlenden

iengen in seinem Bezirk erwerben.
;er Kommunalverband kann verlangen, daß die Zen¬

tralstelle zur Beschaffung der Heeresverpslegung größere
Mengen und früher abnimmt ; das Verlangen muß ihr
spätestens zwei Wochen vor dem beantragten Abnahmeter¬
min zugehen.

8 24.
Auf die festgesetzten Mengen ist anzurechnen, was aus

dem Bezirke des Kommunalverbandes zulässigerweise nach
8 22 entfernt ist, was innerhalb des Bezirkes des Kom¬
munalverbandes an Betriebe mit Kontingent (8 20 Abs. 1)
geliefert ist, und was von solchen Betrieben nachs8 6 Abs. 2
verarbeitet werden darf.

8 25.
Ergibt sich in einem Kommunalverbandenachträglich,

daß das Ernteergebnis größer gewesen ist als die Schätzung
(8 19), so hat er die Hälfte des Ueberschusses der Reichs¬
futtermittelstelle anzumelden und nach ihrer Aufforderung
der Zentralstelle zur Beschaffung der Heeresverpflegung zur
Verfügung zu stellen; dabei finden 8 23 Ms . 1 Satz 2 und
8 24 Anwendung.
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2 Gatz 4) angpnteffen tmr. Ter Sictpfttd)tote fiat oljne
, M auf bie enbgiiltige  Festsetzung des Ueöernahme-

pxetfes 31t liefern, bte  Bezugsvereinkgung Vorläufig ben
Von  ihr für  angemessen erachteten  Preis zu zahlen.

Erfolgt die Ueberlassung nicht freibillig , [0  wird bas
Eigentum  auf Eintrag  der Bezugsvereinigung durch An¬
ordnung der zuständigen Behörde auf sie oder die von ihr
in dem Antrag bezeichnete Person übertragen . Tie Anord¬
nung ist an den Eigentümer zu richten. Das Eigentum
geht über, sobald die Anordnung dem Eigentümer zugeht.

8 7.
Die Zahlung erfolgt spätestens 14 Tage nach Abnahme.

Für streitige Restbestände beginnt diese Frist mit dem Tage,
an dem die Entscheidung der höheren Verwaltungsbehörde
der Bezugsvereinigung zugeht.

8 8.
Beim Verkaufe zuckerhaltiger Futtermittel an den Ver¬

braucher ist ein Ausschlag bis zu 7 vom Hundert von den
nach 8 6 zu zahlenden Preisen zuzüglich der Transport¬
kosten und anderer barer Auslagen zulässig. Von dem Auf¬
schlag entfallen auf die Bezugsvereinigung */ 7r auf den
Weiterverkäufer 3/ r.

8 9.
Die Bczugsvereinigung darf von dem Umsatz 2 vom

Tausend als Vermittelungsvergütung zurückbehalten.
Ter Reingewinn ist zur Beschaffung von Futtermitteln

aus dem Ausland zu vertuenden. Ueber den etwa ver¬
bleibenden Rest verfügt der Reichskanzler.

8 10.
Tie Bezugsvereinigung darf die zuckerhaltigen Futter¬

mittel nur an Kommunalverbände oder an die vom Reichs¬
kanzler bestimmten Stellen nach den Weisungen der Reichs¬
futtermittelstelle aufzustellenden Grundsätzen abgeben.

8 11.
Tie Kommunalverbände oder die vom Reichskanzler

bestimmten Stellen haben ihren Abnehmern für Weiter¬
verkäufe bestimmte Bedingungen und Preise vorzuschreiben.

8 12>
Tie .Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht für die

16
I ßeereebectoattungen, bie SDaxinebetioaltung unb bie  Zen¬

tral -Einkaufs- Gefellscha ft m. b.  H.
Tie Vorschriften dieser Verordnung beziehen sich nicht

auf  zuckerhaltige Futtermittel, die selbst oder deren Rohstoffe
nachweislich nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung aus
dem Ausland eingeführt worden sind.

8 13.
Tie Landeszentralbehörden können Bestimmungen zur

Ausführung dieser Verordnung erlassen. Sie bestimmen, wer
als höhere Verwaltungsbehörde und als Kommunalverband
im Sinne dieser Verordnung anzusehen ist.

8 14.
Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬

strafe bis zu fiinfzehntausend Mark wird bestraft:
1. wer dem 8 2 zuwider zuckerhaltige Futtermittel in

anderer Weise als durch die Bezugsvereinigung der
deutschen Landwirte absetzt;

2. wer die ihm nach 8 3 obliegenden Anzeigen nicht in
der gesetzten Frist erstattet oder wer wissentlich unvoll¬
ständige oder unrichtige Angaben macht;

3. wer der Verpflichtung zum Trocknen der Schnitzel
(8 4 Abs. 2) oder zur Aufbewahrung und pfleglichen
Behandlung (8 5) zuwiderhandelt;

4. wer den ihm auf Grund des ß 11 auferlegten Ver¬
pflichtungen nicht nachkommt;

5. wer den auf Grund des 8 13 erlassenen Ausführungs-
bestimmungen zuwiderhandelt.

8 15.
Ter Reichskanzler kann von den Vorschriften dieser

Verordnung Ausnahmen gestatten . Er ist auch ermächtigt,
die Vorschriften dieser Verordnung auf andere als die im
8 1 genannten Gegenstände auszudehnen.

Ter Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft¬
tretens und des Außerkrafttretens dieser Verordnung . Er
kann Uebergangsvorschriften erlassen.

Berlin , den 28. Jüni 1915.
Ter Stellvertreter des Reichskanzlers

Delbrttck.
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